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Beteiligung der Trager offentlicher Belange
A Allgemeine Angaben

Bebauungsplan "Marrbacher Oschle (Marrbachoschle) - 4. Anderung", Gemeinde
Gingen an der Fils, Lkr. GOppingen (TK 25: 7324 Geislingen an der Steige-West);

hier: Frihzeitige Beteiligung der Behdrden nach § 4 Abs. 1 BauGB
Ihr Schreiben vom 28.02.2017

Anhorungsfrist 13.04.2017

B Stellungnahme
Im Rahmen seiner fachlichen Zustandigkeit flr geowissenschaftliche und bergbehérdliche

Belange auf3ert sich das Landesamt fiir Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben.

1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen,
die im Regelfall nicht iberwunden werden kénnen

Keine

2 Beabsichtigte eigene Planungen und MalRnahmen,
die den Plan berthren kénnen, mit Angabe des Sachstandes

Keine
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3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken

Geotechnik

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhdrungsverfahren des LGRB als Trager offent-
licher Belange keine fachtechnische Prifung vorgelegter Gutachten oder von Ausziigen
daraus erfolgt. Sofern fiir das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Ubersichtsgutachten,
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbiros.

Andernfalls empfiehlt das LGRB die Ubernahme der folgenden geotechnischen Hinweise
in den Bebauungsplan:

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im
Verbreitungsbereich von holozanen Abschwemmmassen unbekannter Machtigkeit.

Mit lokalen Auffillungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung
geeignet sind, sowie einem oberflachennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung)
und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens
ist zu rechnen.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fahigkeit des Grindungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemafd DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbiro empfohlen.

Boden

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken
vorzutragen.

Mineralische Rohstoffe

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen
oder Bedenken vorzubringen.

Grundwasser

Das Plangebiet liegt aul3erhalb von bestehenden und geplanten Wasserschutzgebieten.
Aus hydrogeologischer Sicht bestehen gegen das Vorhaben keine Bedenken.

Bergbau

Gegen die Planung bestehen von bergbehdrdlicher Seite keine Einwendungen.
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Geotopschutz

Im Bereich der Planflache sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht
tangiert.

Allgemeine Hinweise

Die lokalen geologischen Untergrundverhaltnisse kénnen dem bestehenden Geologischen

Kartenwerk, eine Ubersicht tiber die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann.

Im Original gezeichnet
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Landesnaturschutzverband
Baden-Wiirttemberg e.V.

Dachverband der Natur-
und Umweltschutzverbande
in Baden-W(rttemberg

(8 51 Naturschutzgesetz)

Landesnaturschutzverband BW - Olgastrae 19 - 70182 Stuttgart

Anerkannte Natur- und
Umweltschutzvereinigung
(§ 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz)

LNV-Arbeitskreis Goppingen

Sprecher:
21.07.2021
Ihr Zeichen/Ihre Nachricht vom  Unsere Zeichen/Unsere Nachricht vom  Telefon/E-Mail
28.02.2017 / Inv-ak-goeppingen@Inv-bw.de

Bebauungsplanverfahren ,Marrbacher Oschle - 4- Anderung® in Gingen a.d.F.
hier: Stellungnahme

Sehr geehrter

vielen Dank fiir die Zusendung der Unterlagen zum oben genannten Verfahren. Das Ergebnis der
Sitzung des LNV-AK-Goppingen vom 13.03.2017 konnen Sie dem nachfolgenden Protokollauszug
entnehmen. Er ist zugleich als LNV-Stellungnahme im Namen der nach § 3 UmRBG und § 51
NatSchG anerkannten Naturschutzvereinigungen zu sehen.

Bebauungsplanverfahren ,Marrbacher Oschle(Marrbachéschle), 4. Anderung” in Gingen;

hier: Beteiligung der Behérden und TOB nach § 4 Abs. 1 BauGB

(Unterlagen unter www.m-guadrat.cc)

Fiir den Bereich zwischen der Donzdorfer Strafle (Norden und Westen) und der Dammstralie entlang
der Béschung der Bahntrasse (Osten) sowie der BahnhofstralRe im Siiden besteht der Bebauungsplan
,Marrbachdschle” aus dem Jahr 1983 (1. Anderung 1985, 2. Anderung 1992). Dieser Bebauungsplan
wurde zuletzt von der bestehenden Bebauung entlang der BahnhofstralRe bis auf Hohe des
Grundstiicks Donzdorfer StralRe 33 (Fist. 2490) gedndert und an die neuen Planungsvorstellungen
angepasst (3. Anderung 2013). Fiir die Bereiche der 3. Anderung schreiten sowohl die ErschlieRung
als auch die Bebauung zligig voran, so dass die Umsetzung des Bebauungsplans ,,Marrbachdéschle” bis
auf Hohe der nordlichen Grenze der 3. Anderung niher riickt. Fiir den Bereich ab dem Flst. 2490 —
inklusive — (Grundstiick Donzdorfer StraRe 33) bis zum Marrbach gilt noch der Bebauungsplan
»Marrbachdschle” in der Fassung von 1983. Teile der in diesem Teil des Bebauungsplans
vorgesehenen ErschlieRungsanlagen wurden bisher nicht umgesetzt, erscheinen aus heutiger Sicht
verbesserungsfahig und entsprechen nicht mehr den stadtebaulichen Zielen der Gemeinde. Durch
eine geeignetere Erschliefung soll die Bebauung der Bauliicken zwischen der bestehenden Bebauung
in diesem Bereich (Gebaude Donzdorfer StraRe 28, 30, 32 u. 33 mit zugehorigen Garagen und
Nebenanlagen) erleichtert werden. Die Planung aus dem Jahr 1983 soll an die gedanderten
stidtebaulichen Vorstellungen angepasst werden. Hierzu ist die Anderung des Bebauungsplans
»Marrbachdschle” erforderlich. Der Flachennutzungsplan ist somit nach Abschluss des

Landesnaturschutzverband Telefon 0711.24 89 55-20 Nahverkehrsanschluss Bankverbindung
Baden-Waurttemberg e.V. Telefax 0711.24 89 55-30 Stadtbahnhaltestelle Olgaeck GLS Bank
Olgastraie 19 info@Inv-bw.de 3 Stationen ab Hauptbahnhof IBAN: DE82 4306 0967 7021 3263 00

70182 Stuttgart www.Inv-bw.de mit U5, U6, U7, U12 oder U15 BIC: GENODEM1GLS



Bebauungsplanverfahrens gem. § 13a BauGB, entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans,
im Zuge der Berichtigung anzupassen. Auf dem Flst. 2490 wurde Anfang des 20. Jahrhunderts ein
Landwirtschaftlicher Betrieb in Form einer Schweinemastanlage mit Wohnhaus und Stallanbau
betrieben. Das dreigeschossige Gebdaude mit Anbau und Briicke als direkte Verbindung zur
Bahnanlage wurde 1913, damals auRerhalb des Ortes, unmittelbar an der Bahnlinie Stuttgart - Ulm
als erbaut. Die Anlage ist ein charakteristisches Beispiel friihzeitiger Massentierhaltung im 20.
Jahrhundert. Die landwirtschaftliche Nutzung des Gebaudes ist jedoch bereits seit Jahrzehnten
eingestellt. Eine Wiederaufnahme der ehemals betriebenen landwirtschaftlichen Nutzung, d.h.
Schweinemast ist in dem vorhandenen Gebaudebestand nicht mehr moglich. Ein Abbruch des
Gebaudebestandes ist aufgrund von Denkmalschutz (Gebdudebestand mit Ausnahme des
Wohnhausneubaus ist als Sachgesamtheit ein Kulturdenkmal gem. § 2 DSchG) nicht méglich. An der
Erhaltung der Gebdude besteht aus wissenschaftlichen (architektur- und
landwirtschaftsgeschichtlichen) sowie heimatgeschichtlichen Griinden ein 6ffentliches Interesse.
Auch aufgrund der Nahe zur umgebenden Wohnbebauung (Gebdudebestand entlang der Donzdorfer
StraRBe und im Bereich der 3. Anderung) erscheint eine Wiederaufnahme der ehemals ausgeiibten
Nutzung nicht moglich. Die Ansiedlung neuer land- und forstwirtschaftlicher Betriebe im Plangebiet
ist nicht mehr stadtebauliches Ziel der Gemeinde. Das Plangebiet soll kiinftig iberwiegend dem
Wohnen dienen. Die Art der baulichen Nutzung im Plangebiet wird deshalb, analog zu den
angrenzenden Bereichen der 3. Anderung, als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.

Die anwesenden Mitglieder der nach § 3 UmRBG anerkannten Naturschutzvereinigungen und die
Uber ihre Mitgliedschaft im LNV-BW (§ 51 NatSchG) zur Abstimmung berechtigten Mitglieder des
LNV-AK-Goppingen erheben gegen den vorliegenden Entwurf zur Anderung des Bebauungsplans
insoweit keine Bedenken.

Sie regen jedoch an, dass:

* flr die geplanten Einzel- und Doppelhduser als Firstrichtung moglichst der West-Ost-Verlauf

* eine wasserdurchldssige Gestaltung von Stellplatzen, Hofbereichen, Garagenvorpldtzen und
Zugangswegen

* die Verwendung ausschlieBlich insektenfreundlicher Leuchtmittel fir die dauerhafte
AulRenbeleuchtung

* ein Pflanzgebot fiir einen heimischen und standortsgerechten Laubbaum oder Streuobstbaum fir
jedes Baugrundstiick

in den Bebauungsplan und die ortlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan aufgenommen werden.

Letztlich verweisen die Mitglieder des LNV-AK-G6ppingen auf weitergehende bzw. alternative
Moglichkeiten zu ArtenschutzmalRnahmen am Haus, wie sie unter www.artenschutz-am-haus.de ->
Dokumente -> Broschiire Artenschutz am Haus empfohlen werden. Sie stellen sinnvollere
Alternativen zu den im Geldande aufgehangten und somit in ihrer Funktion als nicht nachhaltig zu
erachtenden Fledermaus- und Vogelnistkasten dar und sind bei neuen Baugebieten sicherlich eine
Uberlegung wert.

Mit freundlichen Grii3en
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Bebauungsplan “Marrbacher Oschle (Marrbachoéschle)- 4. Anderung® in Gingen
rechts der Bahnlinie Stuttgart - Neu-Ulm, Strecken Nr. 4700 von km 53,33 bis km 53,45

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien als von der DB AG bevoliméchtigtes Unternehmen,
libersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme der DB AG als Trager o6ffentlicher
Belange zum o.g. Verfahren.

Gegen die Neuaufstellung/Anderung des o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Deut-
schen Bahn AG hinsichtlich der T6B-Belange keine Einwendungen, wenn folgende Hinweise
und Anregungen beachtet und beriicksichtigt werden.

Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschadigungslos zu
dulden, hierzu gehéren auch Bremsstaub, Larm und Erschitterungen.

SchutzmaRnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn haben auf Kosten
des Bauherrn zu erfolgen.

In unmittelbarer Nahe unserer elektrifizierten Bahnstrecke ist mit der Beeinflussung von Monito-
ren, medizinischen Untersuchungsgeraten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen
Geraten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, fiir entsprechende Schutzvorkehrungen zu sor-
gen.

Beleuchtungsanlagen von Parkpldtzen, Wegen, Werbung und dergleichen, sind blendfrei zum
Bahnbetriebsgeldnde hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahirichtung so an-
zuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich
nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende
Abschirmungen anzubringen.

Deutsche Bahn AG Vorsitzender des Vorstand: ‘Unser Anspruch:
Sitz: Berlin Aufsichtsrates: Berthold Huber
Reg.lstergerlcht: Prof. Dr. Utz-Hellmuth Felcht  Dr. Richard Lut: Profitabler QualititsfOhrer
Berlin-Charlottenburg Ronald Pofalla
HRB: 50 000 Ulrich Weber OB Arbeitgsbey
T Umwelt-Vorreiter

USt-ldNr.: DE 811569869
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Im Hinblick auf die Verkehrssicherheit ist das zu bebauende Grundstiick mit einem dauerhaften
Zaun, ohne Offnung, zum Bahngeldnde hin abzugrenzen. Diese MaRnahme dient zum Schutz
der Personen und Fahrzeuge vor den Gefahren des Eisenbahnbetriebes.

Bei Planungen und BaumaRnahmen im Umfeld der Bahnlinie ist die Deutschen Bahn AG friih-
zeitig zu beteiligen. Bei der Bauausfiihrung sind ggf. Bedingungen zur sicheren Durchfiihrung
des Bahnbetriebs zu beachten, da Kabel und Leitungen auch auRerhalb von DB-eigenem Ge-
lande verlegt sein kdnnen.

Wir bitten Sie, uns die Abwagungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem
Verfahren weiterhin zu beteiligen.

Mit freundlichen GriiRen
Deutschen Bahn AG

Anlage: -



Landratsamt Goppingen « Postfach 809 « 73008 Goppingen

Bebauungsplan ,,Marrbacher Oschle (Marrbachdschle), 4. Anderung*
in Gingen an der Fils
hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Landratsamt nimmt zu dem Entwurf des 0. g. Bebauungsplans wie folgt
Stellung:

|.Umweltschutzamt
Naturschutz

Vorbemerkungen )
Im Plangebiet besteht bisher der Bebauungsplan von 1983 (1. Anderung
1985, 2. Anderung 1992 und 3. Anderungen 2013).

Gebietsbeschreibung

Auf dem Plangebiet stehen bereits Gebaude sowie grol3e Streuobstbestan-
de, es sind gartnerisch genutzte Flachen mit potentiellen Fortpflanzungs-
und Ruhestéatten (Nester, Baumhohlungen, zahlreich Nisthilfen, Holzspal-
tenquartiere) vorhanden. Diese stellen potentielle Habitate fir verschiedene
geschuitzte Arten da. Bereits bei der artenschutzrechtlichen Priifung fur die
3. Anderung konnten zahlreiche Arten nachgewiesen werden. Es ist daher
eine artenschutzrechtliche Prifung mit Kartierungen durch einen qualifizier-
ten Fachgutachter auch fiir den Bebauungsplan ,Marrbacher Oschle (Marr-
bachdschle)“ 4. Anderung notwendig. In der artenschutzrechtlichen Priifung
sind die Kartierungsergebnisse und notwendige MaRhahmen zum Arten-
schutz in Karten darzustellen und zu beschreiben.

Es sollte dabei mit berticksichtigt werden, dass mit den stiddstlich gelege-
nen Grundstiicken ein grol3er Streuobstbestand bereits Uberplant wurde
und somit ein groRerer Druck auf die wenigen noch bestehenden Streu-
obstbestande besteht. Als Ausgleich sollten daher auch die Neupflanzung
von Streuobstbdumen bzw. die Erhéhung von Gehdlzen mit Pflanzbindung
vorgesehen werden.

LANDKREIS
GOPPINGEN

Datum
06.04.2017

Bauamt

Aktenzeichen
21 C621.41

7ustandia fiir thr Anliegen

Dienstgebdude
Lorcher Strae 6
73033 Goppingen

Zimmer
Telefan

Telafav

E-Mail
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@landkreis-goeppingen.de
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Weiterhin wird angeregt, falls eine neue Beleuchtung im Gebiet vorgesehen ist, diese insekten-
freundlich einzurichten (Natriumdampflampen oder LED-Leuchte).

Eine abschlielRende Stellungnahme kann aufgrund der fehlenden artenschutzrechtlichen Prifung
nicht erfolgen.

Oberflachengewasser

Es wird gebeten, das hochwassergefahrdete Grundstiick 2481 aus dem Planentwurf der 4. An-
derung zu streichen und erst nach Losung der Hochwasserproblematik weiter zu verfolgen. Insbe-
sondere auch deshalb, weil die Uiberbaubare Flache im Anderungsentwurf gegeniiber dem rechts-
kraftigen Bebauungsplan weiter in das Uberschwemmungsgebiet hineinreicht als dies bisher der
Fall ist.

Begrindung:

Seit 2014 besteht hinsichtlich der Ausweisung von neuen Baugebieten innerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten ein prinzipielles Bauverbot (vgl. 8 78 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz,
(WHG)). Neue Baugebiete dirfen nur ausnahmsweise innerhalb der sogenannten HQ100-Flachen
zugelassen werden, wenn alle der folgenden Voraussetzungen nachgewiesen werden (vgl. 8 78
Abs. 2 WHG):

1. Es bestehen keine anderen Mdglichkeiten der Siedlungsentwicklung oder es kénnen solche
nicht geschaffen werden.

2. Das neu auszuweisende Gebiet grenzt unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet an.

3. Eine Gefahrdung von Leben oder erhebliche Gesundheits- oder Sachschaden sind nicht zu
erwarten.

. Der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstandes werden nicht nachteilig beeinflusst.

. Die Hochwasserriickhaltung wird nicht beeintrachtigt und der Verlust von verlorengehendem
Ruckhalteraum wird umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen.

. Der bestehende Hochwasserschutz wird nicht beeintréachtigt.

. Nachteilige Auswirkungen auf Ober- und Unterlieger sind nicht zu erwarten.

. Die Belange der Hochwasservorsorge werden beachtet.

. Das Bauvorhaben wird so errichtet, dass bei einem Hochwasser, welches statistisch einmal
in 100 Jahren erreicht oder Gbertroffen wird (HQ 100), keine baulichen Schéaden zu erwarten
sind.

(20
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Da es unwahrscheinlich ist, dass der Nachweis zu Ziffer 1 gelingen kann, wird empfohlen, bis zur
Ldsung der Hochwasserproblematik am Marrbach Abstand von der Ausweisung einer, gegeniiber
dem rechtskraftigen Bebauungsplan, groReren Bauflache auf Grundstiick 2481 zu nehmen.

Westlich des Grundstiickes 2481 ist zudem die Ausweisung einer Mischverkehrsflache innerhalb
des Gewasserrandstreifens (finf Meter gemessen ab der Béschungsoberkante, vgl. § 38 WHG i.V.
mit § 29 Wassergesetz (WG) Baden-Wiirttemberg) geplant.

Der bereits vorhandene Schotterweg geniel3t Bestandsschutz. Ein Ausbau des Weges bzw. ein
Né&herriicken an den Bach ist jedoch nur méglich, wenn die Voraussetzungen nach § 38 Abs. 5
WHG (unbillige Harte, offentliches Interesse) vorliegen. Da weder im derzeit rechtskraftigen Be-
bauungsplan der Weg derart nah am Bach verlauft noch im Bestand ein Zwangspunkt besteht
(derzeit unbebaut), sind aus hiesiger Sicht Ausnahmetatbestédnde nicht gegeben. Es wird daher
gebeten, den gesetzlichen Abstand zum Gewasser einzuhalten.

Altlasten
Im Plangebiet sind keine Eintragungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster vorhanden.



Bodenschutz

Das Baugebiet ,Marrbacher Oschle* liegt im Bereich von sehr hochwertigen Béden im Landkreises
Go6ppingen mit einer Bodenzahl von 64. Bei dem anstehenden Boden handelt es sich um wert-
vollen Kolluvium aus holoz&nen Abschwemmmassen mit einer Gesamtbewertung der natirlichen
Bodenfunktionen von 2,83 (hoch).

Es ist eine Eingriff-Ausgleichs-Bilanzierung zu erstellen, wobei der Eingriff in den Boden méglichst
schutzgutbezogen auszugleichen ist. Bei dem Eingriff in den Boden ist von einem hohen Aus-
gleichsbedarf auszugehen.

Um die anfallende Menge an verwertbarem Boden zu ermitteln, bedarf es eines bodenkundlichen
Fachgutachtens (Bestandsaufnahme), damit Bodenverwertung und bodenbezogener Ausgleich
fundiert geplant werden konnen. Diese sind im Umweltbericht detailliert darzustellen. Dabei ist da-
rauf zu achten, dass nicht nur die Boden im Bereich der offentlichen Wege und Zufahrtsstraf3en
bertcksichtigt werden, sondern vielmehr auch die verwertbaren Bdden der eigentlichen Baugrund-
stucke gesichert und andernorts zur Bodenverbesserung aufgetragen werden.

Wie dies planerisch und organisatorisch mdglich sein kénnte, wirden wir gerne mit Ihnen beraten.
Ausgleichsflachen fir einen Oberbodenauftrag missen im Vorfeld bekannt sein. Die Gré3e der
Auftragsflache ist Uber die Massenbilanz zu errechnen und im Bodenmanagementkonzept dar-
zulegen.

Minimierungsmaf3nahmen, wie Sicherung und Wiederverwertung von Boden auf privaten Flachen
im Plangebiet, konnen nicht als Ausgleich angerechnet werden und geben daher keine Okopunkte.

Bei den ErschlieBungsarbeiten sollte auf gréitmogliche Schonung des Bodens geachtet werden.

Dies ist durch ein Bodenmanagementkonzept und bodenkundliche Baubegleitung sicherzustellen

Im Hinblick auf Immissionsschutz, Grundwasserschutz und Abwasserbeseitigung bestehen keine
Bedenken oder Anregungen.

Il. Gesundheitsamt
Gegen die Planung bestehen grundsatzlich keine fachlichen Einwande.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass auf Grund der Larmbelastung durch die Bahnstrecke die
im Schallschutzgutachten aufgefiihrten LarmschutzmalRnahmen umzusetzen sind.

I1l. StralRenverkehrsamt

Die aktuelle Fassung des Bebauungsplanentwurfs weist gegeniiber der letzten Anderung eine
Verschmalerung der DammestralRe sowie den Wegfall der urspriinglichen Wendemdglichkeit aus.
Aus den nachfolgenden Griinden sieht die Stralenverkehrsbehdorde die vorherige Losung als sinn-
voller an:

Die Gemeinde fiihrt als Begrindung fir die Planédnderung die geringe Verkehrsdichte aufgrund der
ErschlieBung von lediglich zwei Grundstiicken an. Auch wenn, wie von der Gemeinde angefuhrt,
die Milifahrzeuge nicht einfahren missen, verbleiben dennoch Rettungsfahrzeuge oder auch An-
lieferungen mit grol3en Fahrzeugen. Diese waren gezwungen, wieder riickwérts aus der Damm-
stralRe heraus zu rangieren, da diesen ein Wenden auf den privaten Grundstiickszufahrten nur
schwerlich moglich sein wird. Dies in einem verkehrsberuhigten Bereich, der auch Kindern zum
Spielen zur Verfiigung gestellt werden soll.



V. Abfallwirtschaftsbetrieb

Im Interesse einer reibungslosen und unproblematischen Entsorgung wird zu dem o.g. Bebau-
ungsplanentwurf wie folgt Stellung genommen:

Der AWB, als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager im Sinne von § 2 der Abfallwirtschaftssat-
zung in Verbindung mit § 20 KrWG, betreibt im Rahmen der Uberlassungspflicht die Entsorgung
der in seinem Gebiet anfallenden und tberlassenen Abfélle. Er ist bemuht, allen Einwohnern
burgerfreundliche Losungen zur Entsorgung ihrer Abfélle anzubieten. Er ist jedoch gleichzeitig
verpflichtet, bei der Durchfiihrung der Entsorgung die geltenden Vorschriften zum Schutz des
eingesetzten Personals und Maschinen und sonstige gesetzlichen Regelungen zu beachten. In
diesem Sinne wirkt der AWB im Zuge einer Beteiligung von Tragern Offentlicher Belange bei
Bauleitplanungen auf die Einhaltung dieser Vorschriften hin.

Sollten die einschlagigen Vorschriften, die in der Regel Mindeststandards enthalten, im Zuge der
Planung nicht eingehalten werden, so ist der AWB nicht verpflichtet, mit Abfallsammelfahrzeugen
in diese Gebiete hineinzufahren und angefallenen und bereitgestellten Mill dort abzuholen. In
diesen Fallen kann er gemanR § 8 Abs. 6 Abfallwirtschaftssatzung einen anderen Bereitstellungs-
ort fur Abfalle (z.B. Sperrmill) und AbfallgefaRe bestimmen, an dem die Mindeststandards einge-
halten werden. Die im betroffenen Baugebiet wohnenden Anlieger missen dann selbst ihre Ab-
falle dort hinbringen.

Durch die uns vorgelegte Planung sind Belange der Abfallwirtschaft bertihrt. Die entsprechenden
Anforderungen an die Planung basieren inshesondere auf folgenden Rechtsgrundlagen:

UVV!  Allgemeine Vorschriften* (VBG? 1)

UVV ,Fahrzeuge® (VBG 12)

UVV ,Kraftbetriebene Arbeitsmaschinen“ (VBG 5)

UVV ,Miillbeseitigung” (VBG 126)

Stral3enverkehrsordnung (StvVO)

Normen / DIN EN 349

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwG)

Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Goppingen in der jeweils giltigen Fassung

A. Allgemeines

¢ Verkehrsflachen sind so grof3zuigig zu planen, dass eine Stral3enfihrung geman den UVV
Mullbeseitigung maglich ist.

e Esist von der An- und Durchfahrt dreiachsiger Abfallsammelfahrzeuge mit Uberstanden bis zu
4 m und einem Gesamtgewicht bis zu 30 t auszugehen. Auf diese Fahrzeuge beziehen sich
die nachfolgend dargestellten Mindestanforderungen an die Bauleitplanung.

¢ Die abfallwirtschaftlichen Belange und der Hinweis, in welcher Weise und an welchem Ort Ab-
falle zu Uberlassen sind, sollten grundsétzlich immer zusammen mit Erlauterungen, unter wel-
chen Voraussetzungen welche Straf3en von Entsorgungsfahrzeugen zu befahren sind, in die
Begrindung zum Bebauungsplan mit aufgenommen werden.

o Flachen fur evtl. Sammelplatze fir Abfalle oder Abfallbehalter sollten zur Vermeidung spaterer
Konflikte unter Anliegern bereits im Bebauungsplan vermerkt und in der Planzeichnung enthal-
ten sein.

B. StraRen und Sammelpléatze

e Strafl3en, welche von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden, missen ausreichend breit
sein (s. S. 5). Neben einer vorauszusetzenden Fahrzeugbreite von 2,50 m missen diese einen

Luvy = Unfallverhiitungsvorschriften
2VBG = Vorschriftensammlung der Berufsgenossenschaften



ausreichenden Sicherheitsabstand von Bdschungsrandern, Randsteinen, unbefestigten Fahr-
bahnréndern, Teilen baulicher Anlagen oder sonstiger Bebauung, natirlicher und angelegter
Bepflanzung etc. aufweisen. Eine Mindestdurchfahrtbreite von 3,50 m (Fahrzeugbreite zzgl.
0,5 m Sicherheitsabstand zu beiden Seiten) ist einzuhalten. Bei StralRenunebenheiten, Seiten-
neigung usw., kann diese Mindestbreite entsprechend hoher sein. Dieses Erfordernis gilt ganz-
jahrig und ist somit auch bei beim Anlagen von Flachen fur das Verbringen von gerdumtem
Schnee zu berucksichtigen, ebenso bei Lage und Dimensionierung von Parkbuchten, Hydran-
ten etc., sowie bei der laufenden Korrektur des nattrlichen Wuchses von Pflanzen entlang
dieser Stral3en.

Stral3en, welche von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden, missen ausreichend dimen-
sionierte Kurvenradien (s. S. 5) aufweisen, sodass dreiachsige LKW mit einem Gesamtgewicht
bis zu 30 t und konstruktionsbedingten Uberhangen bis zu 4 m dort ohne zu rangieren durch-
fahren kénnen. Dieses Erfordernis gilt ganzjahrig und ist somit auch bei der Anlage von Fla-
chen fir das Verbringen von gerdumtem Schnee etc. zu bertcksichtigen, ebenso bei Lage und
Dimensionierung z.B. von Parkbuchten, Hydranten etc., sowie bei der laufenden Korrektur des
natirlichen Wuchses von Pflanzen entlang dieser Straf3en.

Wendeanlagen (s. S. 6) sind fir die Benutzung durch Abfallsammelfahrzeuge so zu bemes-
sen, dass der Mindestdurchmesser 21 m (20 m Wendekreis zzgl. 1 m fur die Aul3enseite der
Fahrzeuguberh&nge) nicht unterschritten wird. Verkehrsinseln auf Wendeanlagen sind erst ab
einem Durchmesser von 25 m zulassig (max. 3 m Durchmesser fiir Bepflanzung). An den Ab-
fuhrtagen sind die Wendeanlagen von parkenden Fahrzeugen frei zu halten. Der Ausfuhrradi-
us darf 10 m nicht unterschreiten.

Sofern von der Wendeanlage nicht befahrbare Stichwege abzweigen, missen fur die Anlieger
dieser Wege in den Mindungsbereichen entsprechend dimensionierte Sammelplatze zur dau-
ernden oder zeitlich Bereitstellen der Abfallbehélter zuzuglich Reserveraum fur Sperrmull/ Gel-
be Sécke angelegt werden.

Wendehammer (s. S. 7) sind fir die Benutzung durch Abfallsammelfahrzeuge so einzurichten,
dass maximal nur ein zweimaliges ZuriickstoRen erforderlich ist. Bei den Abmessungen sind
die notwendigen Freiflachen fur Fahrzeugiberh&nge (bis zu 4 m) zu berucksichtigen.

StralRen, welche von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden, missen ausreichend tragfa-
hig sein, d.h. fUr die Achslast eines dreiachsigen Abfallsammelfahrzeugs (bis ca. 30 t Gesamt-
gewicht) hinsichtlich des Untergrundes und des Stral3enbelages dauerhaft geeignet sein.
Stral3en, welche von Abfallsammelfahrzeugen befahren werden, miissen eine ausreichende
lichte Hohe haben. Auf eine Hohe von mindestens 4 m tber den Fahrbahnrand dirfen keine
vorstehende natirliche (z.B. Baume) oder kiinstliche Hindernisse, welche in den Luftraum tber
die Fahrbahn ragen, vorhanden sein. Dieses Erfordernis gilt ganzjahrig und ist somit z.B. auch
bei der laufenden Korrektur des natirlichen Wuchses von Pflanzen entlang dieser Strafl3en zu
beachten, ebenso z.B. bei einer Entfernung von Uberhéngen aus Eis oder Schnee.
Steigungen und Gefalle sollten, auch hinsichtlich des StraRenbelages, so angelegt werden,
dass fur Abfallsammelfahrzeuge ein gefahrloses Befahren zu allen Jahreszeiten und auch un-
ter erschwerten Witterungsbedingungen mdglich ist. Fahrzeugiberhange bis zu 4 m sind auch
hier zu beachten. Ein Erfordernis des Einsammelns in Bergfahrt (z.B. bei geplanten Einbahn-
stralRen oder sonst notwendigem Bergverkehr, s. auch § 35 Abs. 6 StVO) ist zu vermeiden.
Das Sammeln soll grundsétzlich nur in Vorwartsfahrt geschehen.

Es muss sichergestellt werden, dass Abfélle bei der Einsammlung nicht tGber verkehrsreiche
Stral3en zum Fahrzeug transportiert werden missen (= pro Stunde mehr als 500 — 600 Fahr-
zeuge).

Die Anlage von Bodenwellen und Bodensenken sowie LKW-Sperren und ahnlichen Zu- und
Durchfahrtsbeschrankungen kénnen aufgrund der geringen Bodenfreiheit des Abfall-
sammelfahrzeugs zur Nichtbefahrbarkeit des dahinter befindlichen Gebiets fuhren. Gleiches
gilt fur Uberstehende Kanalschachte, auch in der Bauphase.

Bei der Anlage von ErschlieBungsstra3en muss darauf geachtet werden, dass durch die Be-
reitstellung der Abfallbehalter flr den Stral3en- und Ful3gangerverkehr keine Gefahr oder Be-
hinderung zu erwarten ist (z.B. Neigung des Gelandes, Breite der Verkehrsflachen usw.).



o Bei Sackgassen, welche Uber keine Wendeeinrichtungen verfigen, sind Sammelplatze zur
dauernden oder zeitlich befristeten Bereitstellung von Abfallbehé&ltern der jeweils betroffenen
Anlieger zuziglich Reserveraum fir Sperrmull im Miindungsbereich der nachsten vom Abfall-
sammelfahrzeug befahrbaren Stral3e einzurichten.

¢ Die storungsfreie Durchfahrt durch die von den Abfallsammelfahrzeugen zu benutzenden
StralRen ist dauerhaft sicher zu stellen.

¢ Sammelplatze sind so anzulegen, dass weder Ful3ganger- noch Stral3enverkehr gefahrdet
oder behindert werden. Auch muss die Anfahrt durch das Abfallsammelfahrzeug und ein prob-
lemloses Laden moglich sein. Ggf. miissen Halte- und Parkverbotszonen eingerichtet werden.

¢ Sammelplatze sind auf die Anzahl der zukinftigen Nutzer und deren Abfallbehélter einschl.
Gelben Sacken abzustimmen. Es muss eine ausreichende Flache zur Bewegung der Behélter
einkalkuliert werden und fur eine Bereitstellung von Sperrmdill.

o Abfallsammelfahrzeuge befahren grundsatzlich nur offentliche StraRen. Eigentiimer von Pri-
vatstraf3en kdnnen dem AWB Geh- und Fahrrechte zur Durchfihrung der 6ffentlichen Mullab-
fuhr, rechtswirksam und auf ihre Kosten einraumen. Der AWB, wie auch die beauftragten Un-
ternehmer sind von der Haftung fir Schaden, welche im Zuge des Fahrens und Einsammelns
auf und an den Privatstra3en entstehen kdnnen, freizustellen. Eigentiimer von PrivatstraRen
haben fir diese Falle auf ihre Kosten flr ausreichenden Versicherungsschutz zu sorgen. An-
dernfalls wird vom AWB ein Sammelplatz fur Abfélle au3erhalb der Privatstra3e(n) auf offentli-
chem StraRenraum festgelegt, welcher den Anliegern verbindlich zur Benutzung vorgeschrie-
ben ist.

Die dargestellten Vorgaben dienen dazu, Emissionen zu vermeiden und einen sachgerechten
Umgang mit Abfallen im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sicher zu stellen. Sofern diese Vorga-
ben nicht ibernommen werden, ist im Rahmen der integrativen Umweltprifung nach § 2 Abs. 4
BauGB mit vorhersehbaren und erheblichen negativen Umweltauswirkungen zu rechnen, sofern
Abfalle nicht am gewilnschten Bereitstellungsort abgeholt werden kénnen oder dirfen.

Die Erfahrung zeigt zudem, dass es insbesondere bei der Nichtanfahrbarkeit von Zufahrtstrafl3en
und beim Festlegen von abweichenden Bereitstellungsorten regelméfiig zu nicht unerheblichen
Beschwerden der Anwohner kommt. In diesen Fallen weisen wir auf die Planungszustandigkeit
der Stadte und Gemeinden hin.

Fur Rickfragen stehen wir gerne zur Verflgung.

V. Amt fir Vermessung und Flurneuordnung

Zum Entwurf des Bebauungsplans ,Marrbacher Oschle — 4. Anderung® in Gingen a. d. Fils beste-
hend zum zeichnerischen Teil folgende Anmerkungen und Hinweise:

- die Flursticksnummern 2447/2, 2478, 2492, 2548/15 und 2548/29 sollten so platziert werden,
dass sie nicht durch die Planzeichen verdeckt werden. Wenn sie nicht innerhalb des Flurstiicks
eingetragen werden kdnnen, sollten sie mit einem Zuordnungspfeil versehen werden.

- die Flursticksnummern 2476, 2554 und 2555 sollten noch eingetragen werden.

- bei den Flurstiicken Nrn. 2448, 2479, 2487, 2490 und 2495 sind die Nutzungsartengrenzen wie
Flurstiicksgrenzen dargestellt. Dies verwirrt und sollte geéandert werden.

- beim Flurstiick Nr. 2495 sollte noch der StraBenname ,Im Marrbacher Oschle” eingetragen wer-
den.

- beim Flurstiick Nr. 2493 sind unabgemarkte und geplante Flurstiicksgrenzen dargestellt. Dieses
Flurstiick ist bisher noch nicht aufgeteilt worden. Die Planunterlage entspricht somit nicht dem Lie-
genschaftskataster. Die Grenzen innerhalb dieses Flurstiicks sind als geplante Grenzen bzw. Nut-
zungsartengrenzen darzustellen.

- bei der Angabe zum Stand der Planunterlagen ist das Wort ,,Allgemeinen” zu I6schen. Den Begriff
»Allgemeines Liegenschaftskataster hat es nie gegeben. Seit dem Frihjahr 2013 werden die Da-



ten des Liegenschaftskatasters im Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS)
gefuhrt.

VI. Landwirtschaftsamt

Im Plangebiet ist bislang teilweise Dorfgebiet festgesetzt. Diese Festsetzung wird aufgehoben. Die
neue Planung sieht insgesamt Wohngebiet vor.

Im Plangebiet befinden sich auf FIst.Nr. 2490 (bisher MD) Wirtschaftsgebaude, in denen friiher
Schweinehaltung betrieben wurde ( ). Dieser Sachverhalt ist in
der vorlaufigen Begriindung zur Planung unter Ziff.5.3 erwahnt und beurteilt. Der aktuelle Bauge-
nehmigungsstand auf dieser frilheren Hofstelle ist uns nicht bekannt.

Nordwestlich des Plangebietes befindet sich auf Flurstiick Nr. 2479 die Hofstelle des friheren
landwirtschaftlichen Betriebes , Donzdorfer Straf3e 35. Diese grenzt bisher an
MD, kunftig an WA. Nach unserer Kenntnis hat dieser Betrieb seine Nutztierhaltung beendet. Vor
diesem Hintergrund bestehen gegen die Plananderung keine Bedenken.

VIl. Bauamt

Erganzend zur Stellungnahme des Landwirtschaftsamts wird zur Giltigkeit der Baugenehmigung
fur den Schweinestall auf Flst. Nr. 2490 darauf hingewiesen, dass die genehmigte Nutzung eines
Gebéaudes nach der Rechtsprechung des VGH Baden-Wirttemberg (Urteil vom 04.03.2009 -3 S
1457/07) trotz zwischenzeitlicher Nutzungsaufgabe Bestandsschutz genief3t, solange die Bauge-
nehmigung beziiglich der Nutzung nach § 43 Abs. 2 LVwVfG wirksam bleibt. Danach bleibt ein
Verwaltungsakt wirksam, solange und soweit er nicht zurickgenommen, widerrufen, anderweitig
aufgehoben oder durch Zeitablauf oder andere Weise erledigt ist. Eine Erledigung auf andere Wei-
se kann durch ausdricklich erklarten, aber auch durch einen durch schliissiges Verhalten bestétig-
ten Verzicht auf die genehmigte Nutzung geschehen, wobei ein entsprechender dauerhafter und
unzweifelhafter Verzichtwille unmissverstandlich und unzweifelhaft zum Ausdruck kommen muss.
Hiervon kann zum Beispiel ausgegangen werden, wenn die bisherige Nutzung in ihrer genehmig-
ten Bandbreite auf Dauer durch eine funktional andere Nutzung ersetzt wird.

Da eine andere Nutzung des am 18.09.1913 genehmigten Schweinestalls jedenfalls nicht bau-
rechtlich genehmigt wurde, wird empfohlen zu klaren, ob der Eigentimer auf die Genehmigung
verzichtet.

Auf die Ausfiihrungen des VGH Baden Wirttemberg in seinem Urteil vom 23.06.2016 in der Nor-

menkontrollsache zur Giltigkeit des Bebauungsplans ,Marrbacher Oschle, 3. Anderung* auf Seite
14 wird Bezug genommen.

Mit freundlichen GriRRen

Anlage: Ubrige Planunterlagen zurtick
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Blrgermeisteramt
. Gingen an der Fils
Burgermeisteramt Gemeinde Gingen/Fils

Bahnhofstrale 25 Eing: 18, April 20i/

73333 Gingen/Fils BM {SEK | OA | BA | FW
BHF | HA | BU R | zdA.

Gingen/Fils, den 13. April 2017

Ihr Schreiben vom 24.03.2017: 4. Knderung des Bebauungsplans ,Marrbachéschie”
Artenschutzrechtliche Untersuchung Baugebiet Marrbacher Oschle 4. Bauabschnitt

Sehr geehrter Herr Blrgermeister

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 24.03.2017 mit der Aufforderung zu einer Stellungnahme zur
geplanten 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle.

Zunachst stelle ich fest, dass anhand des Beschlusses des Gemeinderats und der zugehbrigen
Beschiussvorlage vom 21.02.2017 (VL 9/2017) nicht ersichtlich war und ist, dass es im Anschluss daran
eine Auslegung des Vorentwurfs mit der Maglichkeit zur Stellungnahme geben wirde. Erst durch |hr
Schreiben — zehn Tage nach Beginn der Auslegungsfrist - wurde ich darauf aufmerksan.

Die nunmehr durchgefihrte Birgerbeteiligung stellt aber bestenfalls einen netten Versuch dar, die von der
Planung betroffenen Burger Glauben zu machen, sie wéren in den Planungsprozess aktiv eingebunden.
Vielmehr ist die Situation dergestalt, dass die Planung inhaltiich schon sehr weit fortgeschritten ist, da der
Plan auch schon in seinen Details ausgearbeitet ist. Um einen solchen Planstand zu realisieren, bedarf es
mindestens 6-12 Monate Vorlauf, von der ersten Skizze bis zum Plan in der varliegenden Fassung. Es gab
in den zuruckliegenden Monaten aber keine fur die Offentlichkeit wahrnehmbaren Anzeichen — z.B. in Form
einer Beauftragung des Planungsbiiros Mezger etc. — welche hatten erkennen lassen, dass eine Anderung
des Bebauungsplans Marrbacher Oschle bevorsteht. Der nun vorliegende Vorentwurf ist daher
hochstwahrschainlich Ausfluss nicht-6ffentlicher Beratungen. Dementsprechend ist bereits infolge dieses
Gebarens die Aufrichtigkeit der jetzt durchgefiihrten Beteiligung infrage zu stellen,

Ware der Gemeinde ernsthaft an einem Dialog gelegen gewesen, hatte sie vor Einleitung der planerischen
Ausgestaltung die Blrger eingebunden.
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Zum nunmehr eingeleiteten Anderungsverfahren und dem Vorentwurf wird wie folgt Stellung genommen:

Es ist generell nicht nachvoliziehbar, weshalb vier Jahre nach Abschluss des Verfahrens zur 3. Anderung
des Bebauungsplans Marrbacher Oschle nunmehr eine Abkehr von den bisher geltenden Festsetzungen
angestrebt wird, obgleich sich der Gemeinderat damals gerade bewusst fur eine Reduzierung des
Anderungsplangebiets, unter Beibehaltung der Festsetzungen des Plans von 1983 fir den von ihnen als 5.
Abschnitt bezeichneten Bereich entschieden hatte. Das mit Beschluss vom 21.02.2017 eingeleitete
Anderungsverfahren kommt quasi aus heiterem Himmel.,

Das Aufstellen eines Bebauungsplans hat stets unter der Pramisse zu erfolgen, dass die Last der
herzustellenden &ffentiichen Erschiieungsstraien und -flachen gleichmaRig verteilt wird. Das dem
Vorentwurfsplan zur 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschie zugrunde liegende
Erschlieungskonzept folgt jedoch augenscheinlich nicht dem Grundsatz der Gleichbehandlung. Dies betrifft
sowohl die ullere als auch die innere ErschlieBung des Plangebiets.

s Aufere ErschlieRung — Donzdorfer Strake

Der Bebauungsplan ,Marrbachéschle" aus dem Jahr 1983 sieht einen Ausbau der Donzdorfer Straike mit
einer Breite von 5,60 m bzw, 6,5m und beidseitigem Gehweg mit je 1,50 m Breite vor. Die fur den
Ausbau aufzubringenden Flachen wéren gleichmaRig auf die durch die Donzdorfer Strane
erschlossenen Grundstiicke verteilt worden. Es waren somit sowohl Anlieger links, als auch rechts der
Donzdorfer Strae flachenmaig belastet worden. Der Vorentwurf zur 4. Anderung weicht vom Prinzip
der Gleichbehandlung komplett ab. Eine Verringerung der Ausbaubreite und der einseitige Entfall des
Gehwegs ist im Sinne des Flachensparens zunachst zu begriilfen. Die sich dadurch ergebenden
Flachenvorteile werden jedoch nicht paritatisch, sondern einseitig verteilt, sodass die Anlieger
sudwestlich der Donzdorfer Strale durch den neuen Entwurfsplan komplett vomn Flachenbeitrag
entlastet und damit massiv beginstigt werden. Die Verringerung der Ausbaubreite betragt 1,5 m bzw,
2,5 m im Bereich zwischen Donzdorfer Strale 25 bis 29. Weshalb diese Grundstiicke nicht auch ihren
Beitrag zur Erschliefung leisten mussen, ist unergrundlich. Bedenkt man zudem, dass die betreffenden
Grundsticke auch nicht in das Umlegungsverfahren ,Marrbacher Oschle Nord* einbezogen sind.
obgleich sich durch die erstmalige ErschlieBung far die Fist. 2551/1 und 2552/4 eine Bebaubarkeit gem.
§34 BauGB ergibt, wird die Gefalligkeit gegentuber den Eigentiurmern Hafele und Hieber offenkundig,
Dabei wurden die Eheleute Hafele durch Art und Weise der Umsetzung des Baugebiets Marrbacher
Oschle doch bereits ausreichend mit Vorteilen gegenuber dern Gros der Beteiligten bedacht.

o Innere Erschliefiung — ,Ringstrale"

Die Festsetzung der Verkehrsflche fur die ,Ringverbindung® ist vollig inakzeptabel, da hierdurch ein
bereits gem. Bebauungsplan bebaubares und voll erschlossenes Grundstick mit einer Verkehrsflache
von ca. 140 gm belegt wird. Das bisherige Baufenster, auf welchem sich ein landwirtschaftiicher
Schuppen befindet, wird durch diese ErschiieRungsstralie sogar abgeschnitten. In Anbetracht der
Tatsache, dass sich durch diese ,Ringstraiie” in Bezug auf das Flst. 2481/3 gine Mehrfacherschliefung
ergibt, wodurch mein Grundstlick keinerlei Aufwertung erféhrt, ist es vollig unverhaltnismanig, dass die
Stralke im Bereich der Flst. 2481/3 und 2481 lediglich auf meinem Grundstick und die nordéstliche
Straldengrenze quasi blndig mit meiner Grundsticksgrenze verlaufen soll, wahrend sich die Gemeinde
mit Ihrem Fiurstick 2481 schadlos halten will. Die planerische Gestaltung als Verbindungsstrale. anstatt
einer Sackgasse stellt allenfalls einen unsinnigen Wunsch dar, der der stadtebaulichen Erforderiichkeit
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entbehrt, denn die Ringstralle wlrde abgehend von der Kreuzung Ludwigstraile eine zweite
Direktverbindung in den Marren darstellen. Aufgrund der kQrzeren Wegstecke im Vergleich zum Verlauf
der Donzdorfer Stralte wlrde die RingstraBe durch das Nutzerverhalten faktisch zur Hauptverbindung
werden. Dies kann nicht Sinn und Zweck einer Inneren Erschlieung sein. Die Planung als
Durchgangsstrafiie ist sowohl hinsichtlich |hres Verlaufs als auch der Ausbaubreite nicht tragbar, zumal
an anderer Stelle - konkret die Dammstrale ~ als Sackgasse mit geringer Ausbaubreite geplant wird. In
der vori&ufigen Planbegrandung wird hierzu ausgefuhrt, dass ein Fulweg von 75m zum Aufstellen der
Mdilfonnen an einem fur die Entsorgungsfahrzeuge anfahrbaren Platz zumutbar sei. Dementsprechend
erstreckt sich das Flachensparen offenbar nur auf jene Bereiche, von denen die gemeindeeigenen
Grundstucke tangiert sind, da an der Dammstralie laut Planbegriindung eine Sackgasse mit auf 4,0 m
verringerter Ausbaubreite auskommlich erscheint. Hier ist die vordaufige Planbegritndung inkonsistent
und es drangt sich der Eindruck auf, als stellte die Festsetzung der Ringstrale auf dem Flurstick 2481/3
eine Retourkutsche flr die kritische Begleitung des vorangegangenen Bebauungsplan- und
Umlegungsverfahrens dar. In der Planbegriindung ist von einem neuen ,ErschlieBungskonzept" die
Rede, welches durch die vorliegende Planung realisiert werden soll, allerdings bleibt die
Planbegrlndung samtiiche Erlauterung hierzu schuldig. Es ware sehr hilfreich, wenn die Gemeinde die
betroffenen Eigentumer an deren Gedankenginge bzgl. des Konzepts fur die Erschliefung teilhaben
lassen kénnte.

Der Vorentwurf zur 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle beinhaltet Festsetzungen, die
fundamentale Auswirkungen fir meine im Plangebiet befindlichen Flursticke zur Folge haben und massive
Einschnitte und Nachteile fur mein Eigentum im Sinne des Art. 14 GG darstellen. Insofern lehne ich den
zeichnerischen Teil samt cdler Bauvorschriften in G&nze ab, da der Vorentwurfsplan gerade insbesondere fUr
meine Flursticke 2481/3 und 2481/2 im Vergleich zu den bisher geltenden Festsetzungen erhebliche
Nachteile beinhaltet. Hierzu zahlt unter anderem: :

Die Umwidmung des bisher durch den gultigen Bebauungsplan fesigesetzten Dorfgebiets (MD) in ein
allgemeines Wohngeiet (WA), stellt einen massiven Eingriff in die Nutzbarkeit meines nach Art. 14 GG
geschutzten Eigentums dar. Die Ausweisung eines WA ist daher fiir mich inakzeptabel. Ich betreibe
Streuobstbau und trage dadurch zum Erhalt der fur die Region pragenden Kulturlandschatt bei, Mittlerweile
pflege und erhalte ich einen Bestand von ca. 240 B&umen. Dabei kann die Ernte und deren Verarbeitung
keine Rucksicht auf die in einem allgemeinen Wohngebiet geltenden Emissionsrichtlinien nehmen. Das
Verarbeiten der Ernte erfolgt auf meinen Flurstucken 2481/2 und 2481/3 mit dem Wohnhaus und
angeschlossenem landwirtschaftiichen Schuppen. Die Verarbeitung der Ernte erfordert Maschineneinsatz
und ist daher mit den geltenden Vorschriften in einem Wohngebiet, insbesondere an Wochenenden, nicht
vereinbar. Die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets wirde mir daher faktisch die Maglichkeit
entzichen, dem Streuobstbau in bisheriger Art und Umfang nachzukommen. Die extensive Nutzung meiner
Grunlandflachen stellt ein 6kologisches Gesamtkonzept dar, das auch das bodenschonende Abweiden
durch Weidevieh beinhaltet. Ein Teil des landwirtschaftlichen Schuppens auf Fist. 2481/3 stellt daher einen
Winterunterstand ftir Weidevieh dar. Der Erhalt des Dorfgebiets ist daher unabdingbare Voraussetzung, fur
den Fortbestand meines Streuobstbaus. Der Entzug des Dorfgebiets mit der Umwidmung in ein aligemeines
Wohngebiet kéme daher einer Enteignung gleich.

Da es sich bei der vorliegenden Auslegung mit Gelegenheit zur Stellungnahme um eine Blrgerbeteiligung
auflerhalb des Gblichen Verfahrens handelt, vermutlich mit der Intention, die grundiegende Haltung der
Betroffenen zu erfragen, belasse ich es an dieser Stelle bei der Stellungnahme hinsichtlich der Grundzige
der Planung. Diese Planungsgrundzige sind weder sachlich nachvollzichbar, noch tragbar. Auch mangelt es
an der stadtebaulichen Erforderiichkeit, sodass bereits dadurch die rechtliche Haltbarkeit des Vorentwurfs

anzuzweifeln ist.

Die Gemeinde ware daher gut beraten, den Plan bis zur Auslegung gem. § 3.1 BauGB von Grund auf zu
Uberarbeiten, und im Sinne des Interessenausgleichs die von der Planung betroffenen Burger in den
weiteren Planungsprozess einzubinden. Eine Wiederholung des bereits von der 3.Anderung bekannten
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modus operandi, der konstruktive Kritik nicht zulésst, wird jedenfalls keine langfristig bestandskraftige
L3sung hervorbringen.

Auch die mit Schreiben vom 24.03.2017 ergangene Ankindigung, Sie stinden nach Ende der
Auslegungsfrist zu einem Gespréch bereit, wirkt auf mich sehr befremdlich. Da die Gemeinde selber im
Anderungsplangebiet nur einen marginalen Flachenanteil besitzt, wire es geboten gewesen, im Vorfeld das
Gesprach mit den Beteiligten zu suchen, anstatt alle Privaten mit riicksichtioser Auslibung der
Planungshoheit vor vollendete Tatsachen zu stellen. Ich darf diesbezlglich auch darauf hinweisen, dass Sie
ohne Angabe von Griinden ein vermittelndes Gesprach unter Leitung des Abgeordneten Hermann Farber
MdB, welcher sich als Mediator angeboten hatte, abgelehnt haben.

Zum Zwecke der artenschutzrechtlichen Begehung gestatte ich der von lhnen beauftragten Biclogin nach
vorheriger telefonischer Ankandigung die Begehung meiner Grundstiicke. Die Ankiindigung hat mindestens
zwei Arbeitstage vor der geplanten Begehung zu erfolgen.

Mit freundlichen GriiRen
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b Fermesisramt
An die / Gingen an der Fils
Gemeinde Gingen an der Fils Eing - :
Bahnhofstr. 25 [ V8 April 2017
73333 Gingen [u .SEKTOA T BA TFW
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Sehr geehrter Biirgermeister ; g H

bezugnehmend auf Thre Schreiben vom 24.03.2017 04.04.2017 méchte ich zur geplanten
4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher (schle Stellung nehmen,

1.

Artenschutzrechtliche Untersuchung

Gegen das Betreten meines Grundstiicks zur Artenschutzrechtlichen Untersuchung habe ich nur
unter der Bedingung nichts cinzuwenden, dass ich vor der Begehung informiert werde, wann diese
stattfindet. Fiir wen arbeitet Frau oder ist sie cine unabhiingige Gutachterin? Sollte Frau

im Namen und auf Rechnung der Firma m-quadrat tétig sein, ist sie befangen. In dem Fall stellt sich
die Frage nach der Sinnhaftigkeit dieser Mafinahme, da im beschleunigten Verfahren gem. § 13a
BauGB keine artenschutzrechtliche Untersuchung vorgeschrieben ist und bei einer objektiven
Befangenheit das Ergebnis der Untersuchung wohl schon feststehen diirfte und die MaBinahme
folglich nur Kosten verursacht.

2. Bebauungsplan Marrbacher Oschle

Die neu geplante ,,RingstraBBe* ist filr mich in mehrerlei Hinsicht villig inakzeptabel:

* Die neu geplante Durchgangsstrale bzw. RingstraBe zur inneren Erschliefung des

Anderungsplangebiets belastet vorwiegend mein Grundstiick mit Flst.-Nr. 2490, Meiner
Meinung nach ist es nicht fair, einen einzelnen Grundstlickseigentimer derart zu belasten,
zumal der Wunsch nach einer durchgehenden Verbindung keine Notwendigkeit darstellt,
sondern vielmehr eine unverhéltnismiBige Flichenverschwendung darstellt. Eine
Sackgassenldsung, wie es der bestehende Plan vorsieht, ist wesentlich vorteilhafter und
nicht weniger praktikabel.

Die Gemeinde ist im Besitz des Flurstiicks 2481 (970 und 942 qm). Betrachtet man diesen
Bereich zusammen mit dem Flst. 2487 wiire auch hier eine von meinem Grundstiick
losgeldste Erschliefung moglich. Dies schafft zam einen Flexibilitiit bei der Umsetzung und
spart in erheblichem MaB Fliche.

Der Verlauf der Ringstrafe auf meinem Flst, 2490 ist auch aus wirtschafilichen
Gesichtspunkten inakzeptabel. Meine bisherige ErschlieBung fithrt {iber einen Weg in der
Mitte des Grundstiicks, das so grof ist, dass es beidseitig von der bisher vorhandenen
PrivaterschlieBungsstraBe bebaut werden konnte, sofern dies von mir im Bedarfsfall
gewlinscht wire. Die neu geplante RingstraBe hingegen wiirde nun in der nérdlichen
Hemisphére des Flurstiicks 2490 zum Liegen kommen, obgleich siimtliche zur ErschlieBung
erforderliche Infrastruktur bereits an anderer Stelle, in der Mitte des Grundstiicks vorhanden
ist.
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e Die geplante StraBenfiihrung der RingstraBe wiirde kurz vor meinem Stall gebdude mit
groBiem Radius in nordliche Richtung abzweigen. Dies wiederum wiirde die seit 1913 in
Betrieb befindliche Dunglege und Jauchegrube tangieren. Bei Wiederaufnahme der
Tierhaltung werden diese Anlagen jedoch bendtigt (s. Schreiben vom 21.02.2017).

Wie Sie in [hrem Schreiben Marrbacher Oschie (4. Anderung) bemerken, ist die Gebdudeanlage aus
wissenschaftlichen, architektonischen und landwirtschaftlich heimatgeschichtlichen Griinden als
Kulturdenkmal It. § 2 DschG ausgewiesen. Aus diesen Griinden ist die Anlage nur zum
landwirtschaftlichen Zweck nutzbar. In diesem Zusammenhang weise ich Sie darauf hin, dass
bereits deswegen das Gebiet weiterhin als Dorfgebiet (MD) ausgewiesen sein muss, da ich sonst im
Besitz ¢ines fiir keine andere, als eine landwirtschafiliche Nutzung, denkmalgeschiitzten Gebiudes
wiire, welches ich erhalten und pflegen muss, aber inmitten eines allgemeinen Wohngebiets nicht
mehr bestimmungsgem#h nutzen diirfte. Dies kiime faktisch einer Enteignung gleich.

Auch die Infrastruktur (Kanalisation und Wasseranschluss) ist vorhanden, mein Grundstiick ist
somit voll erschlossen. (Anschlussgebithren wurden von meinem Vater entrichtet)

Wie von der Verwaltung immer wieder betont wird, hat die Gemeinde in hohem Mafe Interesse, am
Fortbestand des Streuobstbaus auf der Gemarkung Gingen. Mein Grundstiick ist einc
Streuobstwiese, von welcher jedes Jahr eine nicht unerhebliche Ernte unterschiedlicher
Obstsortengeerntet wird, die zu Apfelsaft, -wein und Einkellerungsobst verarbeitet wird.

Die Wiese wird weder chemisch gediingt noch dic Biume mit chemischen Substanzen behandelt,
somit ist das Obst villig unbelastet.

Die erneute Veréinderungssperre erachte ich als gegenstandslos, da die Gemeinde in rechtsirriger
Weise die Loschung des Umlegungsvermerks verweigert hat und mich damit an der rechtméfigen
Nutzung meines Eigentums gehindert hat. Laut Urteil des Bundesgerichtshofs ist das Urteil des
OLG vom.22.12.2015 rechtskriftig und somit der Umlegungsbeschluss vom 30.04.2014
aufgehoben. Trotz zweimaliger Aufforderung meines Rechtsanwalts, den Umlegungsvermerk aus
dem Grundbuch zu 18schen, wurde dies von der Verwaltung ignoriert (s. Schreiben vom 06.12.2016
und 27.12.2016). Durch die Léschung des Umlegungsvermerks hitte ich die Mdglichkeit gehabt,
meine Grundstiicke neu 2u ordnen bzw. iiber mein Eigentum zu verfiigen.

Dieser Vorgang ist auch beim Notariat Geislingen/Stg. aktenkundig. Nach Telefonat und
Schriftverkehr mit Herrn Notar wollte dieser den Umlegungsvermerk ohne
Einwilligung der Verwaltung der Gemeinde Gingen nicht 16schen, Meines Erachtens héitte es dieser
Einwilligung nicht bedurft, da das Urteil des OLG iiber der Gemeinde steht. Herr Notar

hat in einem Schriftsatz nochmals versucht, die Verwaltung zur Einwilligung zu bewegen. Auch
dieser Versuch scheiterte an der Ignoranz der Verwaltung.

Sollte mir durch die Nichtdschung Schaden entstehen, behalte ich mir vor, gegen die Gemeinde
Juristische Schritte in die Wege zu leiten.



Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen,

die im Zuge der Beteiligung der Offentlichkeit und der Beteiligung
der Behorden eingegangen sind:



DB

Deutsche Bahn AG
DB Immobilien

. i Region Siidwest

Deutsche Bahn AG +DB Immobilien « Region Siidwest ¢ GutschstraRe 6
GutschstraBe 6 « 76137 Karlsruhe utscnstralse

76137 Karlsruhe

www.deutschebahn.com

&b 3, 6 bis MathystraRe

‘E\Ni“’ " Zeichen: CS.R-SW-
21, NG 7088AR-14 33588

a2

3
12 \\Qiii!\l\v\‘u

lhre Zeichen: Ihr Schreiben voin?

Bebauungsplan “Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)“ - 4. Anderung,
Gemarkung Gingen
rechts der Bahnlinie Stuttgart - Neu-Ulm, Strecken Nr. 4700 von km 53,33 bis km 53,44

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien als von der DB Netz AG bevollméachtigtes Unternehmen,
tbersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme der Triger 6ffentlicher Belange zum
0.g. Verfahren.

Gegen die Anderung des o. g. Bebauungsplan bestehen von Seiten der Deutschen Bahn AG
hinsichtlich der T6B-Belange keine Einwendungen, wenn folgende Hinweise und Anregungen
beachtet und berlicksichtigt werden.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbe-
sondere Luft- und Kérperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstiube, elektri-
sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter
Bebauung fiihren konnen.

In unmittelbarer Nahe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der
Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeriten und anderen auf magneti-
sche Felder empfindlichen Geraten zu rechnen. Es obliegt den Bauherrn, fiir entsprechende
Schutzvorkehrungen zu sorgen.

Beleuchtungsanlagen von Parkplatzen, Wegen, Werbung und dergleichen, sind blendfrei zum
Bahnbetriebsgeldnde hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so an-

zuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich
nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende

Abschirmungen anzubringen.

Deutsche Bahn AG Vorsitzender des Vorstand: Alexander Doll Unser Anspruch:

Sitz: Berlin Aufsichtsrates: Dr. Richard Lutz, Berthold Huber

Registergericht: Michael Odenwald Vorsitzender Prof. Dr. Sabina Jeschke e s
Berlin-Charlottenburg Ronald Pofalla \ ;;o'j::::: 2:::“““"““
HRB: 50 000 Martin Seiler 2020 [ B

USt-IdNr.: DE 811569869 Umwelt-Vorreiter



DB

2[2

Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen sind so zu gestalten, dass ein
Uberhang nach § 910 BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbarrechtes eingehalten
sind. Die Abstande der Pflanzorte sind so wéhlen, dass der Abstand zur Grenze gleich der
Endwuchshéhe der Baume und der Straucher ist. Die Pflanzung darf zu keinem Zeitpunkt die
Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefiahrden.

Bei Planungen und BaumaRnahmen im Umfeld der Bahnlinie ist die Deutsche Bahn AG friihzei-
tig zu beteiligen, da hier bei der Bauausfiihrung ggf. Bedingungen zur sicheren Durchfiihrung
des Bau- sowie Bahnbetriebes zu beachten sind.

Dies gilt sowohl fiir eine Beteiligung als Angrenzer sowie im Rahmen einer Fachanhérung ge-
maf} Landesbauordnung Baden-Wirttemberg als auch fiir genehmigungsfreie Bauvorhaben,
bei denen die Beteiligung direkt durch den Bauherrn zu erfolgen hat.

Da auch bahneigene Kabel und Leitungen auRerhalb von Bahngeliande verlegt sein kdnnen, ist
rechtzeitig vor Beginn der MaRnahme eine Kabel- und Leitungspriifung durchzufiihren.

Wir bitten Sie, uns die Abwagungsergebnisse zu gegebener Zeit zuzusenden und uns an dem

Verfahren weiterhin zu beteiligen.

Hinweis:
Die DB Immobilien ist umgezogen, wir sind nun unter folgender Adresse zu erreichen:
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, GutschstraBe 6, 76137 Karlsruhe

Mit freundlichen GriRRen
Deutschen Bahn AG

Anlage: -



Landratsamt Goppingen « Postfach 809 « 73008 Goppingen

Bebauungsplan ,,Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)“ - 4. Anderung
in Gingen an der Fils
hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Landratsamt nimmt zu dem Entwurf des 0. g. Bebauungsplans wie folgt
Stellung:

. Umweltschutzamt
Naturschutz

Schutzgebiete sind innerhalb des Bebauungsplangebietes nicht vorhanden.
Es befindet sich ¢stlich des Plangebietes das nach 8§ 30 NatSchG geschiitz-
te Biotop ,Gehdlze an der Bahnlinie O Gingen®, dieses liegt jedoch auler-
halb des Eingriffsbereiches.

Artenschutz:

Die mit Stellungnahme vom 06.04.2017 geforderte artenschutzrechtliche
Prifung wurde nachgereicht.

Die Brutvogelkartierung ergab ein Vorkommen ubiquitarer und streng ge-
schitzter Arten wie Rotmilan und Turmfalke sowie Arten der Vorwarnliste
und ein Vorkommen der als gefahrdet eingestuften Rauchschwalbe (RL
Baden-Wirttemberg). Mit den KompensationsmalRhahmen fiir die Arten-
gruppe der Vogel besteht grundsatzlich Einverstandnis.

Demnach sind Gehélzrodungen und Fallungen nur aul3erhalb der Ge-
hélzschonzeit von Oktober — Februar zulassig. Des Weiteren werden die
vorhandenen Nistkasten im Zeitraum Oktober — Februar, aulRerhalb der
Brutperiode umgehangt. Die Nistkasten sind spatestens im jeweiligen
Winterhalbjahr vor Baubeginn umzuhangen.

Durch die CEF-MalRnahme ist der Verlust von 6 natiirlichen Baumhdohlen
durch das Aufhangen von 12 Nistkasten im raumlichen Umfeld auszu-
gleichen.

Im Plangebiet wurde eine hohe Fledermausaktivitat festgestellt. Laut Gut-
achter ist es von hoher Bedeutung als Jagdhabitat fir Flederm&use. Auf

LANDKREIS
GOPPINGEN

Datum
21.08.2018

Bauamt

Aktenzeichen
21 C621.41

Zustandia fur lhr Anliegen

Dienstgebdude
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Artniveau wurden nur Abendsegler und Zwergfledermaus bestimmt, das Vorkommen weiterer Ar-
ten ist aber bereits in Artenschutzuntersuchungen von 2011 und 2013 nachgewiesen worden.

In den vorhandenen Baumhdhlen und Geb&auden wurden keine Fledermausnachweise erbracht.
Dennoch besteht grundsatzlich ein Habitatpotential in Form von Tagesverstecken in Rindenspalten
und Baumhohlen. Der Verlust potentieller Tagesverstecke ist durch das Ausbringen von 6 Fle-
dermauskasten im rdumlichen Umfeld vor Baubeginn auszugleichen.

Nach der Aussage im Gutachten (Seite 25), dass im Gebiet Schutz- und Vermeidungsmalnahmen
vorgeschlagen sowie fur den nicht vermeidbaren Verlust an Tagesverstecken CEF-MalRnahmen
ergriffen wirden, erscheint das Aufhangen von 6 Fledermauskasten etwas durftig. Im Rahmen der
Bebauung des sudlichen Teils des Baugebietes Marrbacher Oschle wurde bereits ein groRerer
Streuobstbestand entfernt. Es liegen fiir diesen Bereich zwei artenschutzrechtliche Untersuchun-
gen aus den Jahren 2011 und 2013 vor. In beiden Gutachten wurden Zwergfledermaus, Abend-
segler, Breitfligelfledermaus und Mausohr nachgewiesen. Die Zwergfledermaus war im gesamten
Untersuchungsgebiet flachendeckend aktiv. Beide Gutachten weisen auf den Verlust an Jagdhabi-
tat durch eine Bebauung hin und empfehlen eine langfristige Sicherung verbleibender Streuobst-
bestande auf Gemeindeflache.

In der vorliegenden artenschutzrechtlichen Untersuchung von 2018 fehlt eine ausreichende Ab-
schichtung der Betroffenheit der Fledermause, die vom Gutachter nachzureichen ist. Es ist zu kon-
kretisieren, welche Auswirkungen der weiter fortschreitende Verlust an Streuobstflachen auf die
lokale Fledermauspopulation hat. Bei dieser Einschatzung ist der durch Bebauung bereits entstan-
dene Verlust an Jagdhabitat zu bertcksichtigen.

Zwar stellen Jagdhabitate an sich keine geschiitzten Lebensrdume wie Fortpflanzungs- und Ruhe-
statten dar, wenn jedoch die Bebauung von Nahrungsflachen immer weiter zunimmt und die ver-
bleibenden Flachen immer kleiner werden, kann nicht mehr grundsatzlich davon ausgegangen
werden, dass ausreichend Ausweichflachen im fir die Tiere erreichbaren Umfeld vorhanden sind.
Es ist daher vom Gutachter einzuschétzen, ob es sich um den Verlust eines essentiellen
Nahrungshabitats handelt, der zu einer erheblichen Beeintrachtigung der lokalen Fleder-
mauspopulation fihren kann.

Abhangig davon wie der Gutachter letztlich die Auswirkungen des Verlusts an Jagdhabitat ein-
schatzt, sind ggf. zusatzliche Schutz- bzw. ErhaltungsmalRnahmen zu planen.

In Bezug auf sdmtliche umzuhangenden und neu anzubringenden Nist-/Fledermauskasten sind
der unteren Naturschutzbehoérde zuvor geeignete Flachen auf einem Kartenausschnitt an-
zuzeigen. Diese mussen ggf. dinglich gesichert werden. Alle Kasten sind dauerhaft zu erhalten
und entsprechend regelmaRig zu reinigen, abgangige sind zu ersetzen.

Im Plangebiet befinden sich zwei Bdume, die Habitatpotential fur totholzbewohnende Kéafer auf-
weisen. Es sind Angaben zu machen, ob diese Baume mittels Pflanzbindung gesichert werden
konnen.

Falls nicht, sind die Baume durch einen geeigneten Fachgutachter zu beproben und bei einer
Besiedelung die Arten zu bestimmen. Der Vorschlag der Gutachterin die Baume nach Fallung
aufzustellen, um sie weiterhin als Lebensstétte zu erhalten, macht ohne vorherige Beprobung kei-
nen Sinn, da diese MalBhahme nicht bei allen Kaferarten erfolgversprechend angewendet werden
kann.

Ein Vorkommen weiterer planungsrelevanter Arten(gruppen) wie Amphibien, Reptilien und Hasel-
mausen kann ausgeschlossen werden.

Nach Uberprifung der Aktualisierung der Offenlandkartierung 2017, kann ein Vorkommen des
FFH Lebensraumtyps 6510 Magere Flachland-Méahwiese ausgeschlossen werden.

Landschaftshild:

Das Plangebiet schlief3t im Stiden, Westen und Norden an bestehende Bebauung an. Im Osten ist
es durch den zum Teil als Biotop gesetzlich geschitzten Geholzstreifen ,Gehdlze an der Bahnlinie
O Gingen® zum Auenbereich hin ausreichend eingriint. Eine Beeintrachtigung des Landschafts-
bildes kann ausgeschlossen werden.



Es bestehen aus Naturschutzsicht keine grundsatzlichen Bedenken gegeniiber der Bebauungs-
plandnderung. Die MalRBnahmen des Artenschutzgutachtens sind Bestandteil des Bebauungsplans
und vollumfanglich umzusetzen.

Eine abschlieRende Stellungnahme erfolgt nach Vorlage der konkretisierten Aussagen zur Betrof-
fenheit von Fledermausen und der Angabe der Flachen fir das Aufhdngen der Nist- / Fledermaus-
kasten.

Immissionsschutz

Der teilweise bebaute Planbereich liegt zwischen Donzdorfer Stral3e und Dammestral3e. Dort soll
ein allgemeines Wohngebiet (WA) sowie zwei Dorfgebiete (MD) ausgewiesen werden. Ostlich, in
einer Entfernung von ca. 40m, verlauft die Bahnstrecke Stuttgart-Ulm.

Wegen der damit verbundenen Verkehrslarmimmissionen wurde eine Schalltechnische Untersu-
chung des Ingenieurbiros Méhler+Partner im Mai 2018 durchgeftihrt. Trotz der 4m hohen Larm-
schutzwand entlang der Bahntrasse kommt es im Planbereich des Nachts zu erheblichen Uber-
schreitungen der Larmorientierungswerte der DIN 18005 “Schallschutz im Stadtebau®. Im WA be-
tragen diese bis zu 14dB(A). Die deshalb vom Gutachter fur den Bebauungsplan vorgeschlagenen
Festsetzungen fir passive LarmschutzmalRnahmen an Gebauden wurden unter Ziffer 10 der Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen tibernommen. Diesbeziiglich werden von hier aus keine weiteren
Anregungen vorgebracht.

Im Textteil (Teil B) unter ,lll. Hinweise” wird darauf hingewiesen, dass in unmittelbarer Nahe der
Bahnstrecke (elektrische Oberleitung) mit Beeinflussung durch magnetische Felder zu rechnen ist.
Dies klingt beunruhigend, auch unter dem Gesichtspunkt ,gesunde Wohnverhaltnisse®.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind Niederfrequenzanlagen so zu betreiben,
dass sie in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind, bei héchster betrieblicher Anlagenauslastung die im Anhang 1a der Ver-
ordnung Uber elektromagnetische Felder-26.BImSchV genannten Grenzwerte nicht Gberschreiten,
wobei Niederfrequenzanlagen mit einer Frequenz von 50 Hertz die Hélfte des in Anhang 1a ge-
nannten Grenzwertes der magnetischen Flussdichte nicht Giberschreiten dirfen. Immissionen an-
derer Niederfrequenz- oder Hochfrequenzanlagen sind dabei mit zu berticksichtigen.

Nach hiesiger Abschatzung werden bei einem Abstand von 40m vorgenannte Grenzwerte deutlich
unterschritten, was aber durch einen Sachkundigen Gberprift werden sollte. Auf der Grundlage
dieser Uberprufung konnte dann der Hinweis entsprechend umformuliert werden oder ganz entfal-
len.

Weitere Anregungen oder zu beachtende Fakten werden von hier aus nicht vorgebracht.

Oberflachengewasser

Fur den zeichnerischen Teil fehlt die Legende zu den beiden dargestellten Hochwasserereignissen
»,HQ 100 und HQ Extrem®. Wir bitten diesbezliglich um Erganzung. Fir den HQ-Extrembereich
sollte gemal Hochwasserschutzgesetz |l (Bundesgesetzblatt vom 05.07.2017, S. 2193) bzw.

§ 78b Abs. 1, Nr. 2 WHG der Hinweis mit aufgenommen werden, dass innerhalb des Risikogebiets
(= HQ Extrem) eine hochwasserangepasste Bauweise erforderlich ist.

Ansonsten herrscht Einverstandnis mit den Ausfuhrungen in Ziffer 9 der Begrindung zum Thema
Gewasser und Uberflutungsflachen.
Altlasten

Im Plangebiet sind keine Eintragungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster vorhanden.



Bodenschutz

Auch im vereinfachten Verfahren nach §13a BauGB sind die Umweltbelange zu prifen. Angesichts
der im Plangebiet vorhandenen hochwertigen Béden behalten die Anregungen aus der Stellung-
nahme des Landratsamtes vom 06.04.2017 ihre Gultigkeit:

Um die anfallende Menge an verwertbarem Boden zu ermitteln, bedarf es einer einfachen boden-
kundlichen Kartierung, damit die Bodenverwertung geplant werden kann. Dabei ist darauf zu ach-
ten, dass nicht nur die Boden im Bereich der éffentlichen Wege und Zufahrtsstraf3en beriicksichtigt
werden, sondern viel mehr auch die verwertbaren Bdden der eigentlichen Baugrundstiicke gesi-
chert werden.

Bei den Erschliel3ungsarbeiten sollte auf gré3tmogliche Schonung des Bodens geachtet werden.

Im Hinblick auf die Bereiche Grundwasserschutz und Abwasserbeseitigung bestehen keine Be-
denken oder Anregungen.

[l. StralRenverkehrsamt

Aus unserer Sicht ist nicht zweifelsfrei ersichtlich, wie die ErschlieBung des Gebaudes Nr. 33
erfolgen soll.

Zudem sollte geklart werden, ob der Weg im Norden des Gebiets als FuRweg oder landwirt-
schaftlicher Weg gewidmet wird.

lll. Amt fur Vermessung und Flurneuordnung

Zum Bebauungsplan ,Marrbacher Oschle — 4. Anderung*“ in Gingen a. d. Fils haben wir zum zeich-
nerischen Teil folgende Anmerkungen und Hinweise:

Die Flursticksnummern 2450, 2455, 2481, 2491, 2516, 2548/15 und 2548/29 sind so zu platzie-
ren, dass sie nicht durch Planzeichen oder Text verdeckt werden. Wenn sie nicht innerhalb des
Flurstiicks eingetragen werden kdnnen, sind sie mit einem Zuordnungspfeil zu versehen. Die Flur-
stiicksnummern 2476, 2479/3 und 2492/9 sind noch einzutragen.

IV. Landwirtschaftsamt
Mit der 4. Anderung wird der nordliche Bereich des Baugebietes Marrbacher Oschle geéandert.

Zur Anderungsplanung 2017 in diesem Bereich (u.a. insgesamt WA statt MD) haben wir am
06.04.2017 eine Stellungnahme abgeben. Darin haben wir auf die frilhere Schweinehaltung auf
Fist. Nr. 2490 hingewiesen, deren baurechtlichen Bestandsschutz (auch bzgl. des Umfangs) wir
nicht kennen.

Die jetzige Planung sieht (neben Anderungen in der ErschlieRung) wieder die Ausweisung von MD
im Uberwiegenden Teil des Plangebietes vor. Begrindet wird dies u.a. damit, dass die ,derzeit
nicht ausgelbte landwirtschaftliche Nutzung...im Plangebiet méglich“ ware (Begrindung zum Be-
bauungsplan Ziff. 12.1). Die Planung auf den Flurstiicken Nr. 2491 und 2492 sieht weiterhin WA
Vor.

Im Bereich des Filstales Uberwiegen Winde aus Nordwest und Sudost. In Abh&ngigkeit vom Um-
fang des ggf. vorhandenen Bestandsschutzes der friiheren Schweinehaltung auf Flst. Nr. 2490
kénnen im nordostlichen Bereich der Flurstiicke Nr. 2491 und 2492 Geruchshaufigkeiten von Uber



10% bzw. auch Gber 15% auftreten. Damit kdnnen die nach der Geruchsimmissionsrichtlinie
(GIRL) fur Wohngebiet zulassigen Richtwerte Uberschritten werden.

V. Bauamt

Aus stadtebaulicher Sicht bestehen keine grundsatzlichen Bedenken.

Anregungen und Bemerkungen zum Entwurf Textteil (Teil B):

Zu |. Planungsrechtliche Festsetzungen:

2. Maf3 der baulichen Nutzung, H6he der baulichen Anlage

Mit Textfassung

"Die Bezugshdhe (BH) ist nicht mit der Erdgeschossful3bodenhdhe (EFH) zu verwechseln."
"Die EFH kann von der BH abweichen."

Da keine Festsetzung der EFH zur BH vorliegt, wird folgende Textfassung vorgeschlagen:
,Die Erdgeschossful’bodenhdhe (EFH) ist nicht mit der Bezugshéhe (BH) zu verwechseln und
kann daher abweichen.”

6. Stellung der baulichen Anlagen

Mit Textfassung

"Die Stellung der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung von Hauptgebauderichtungen
festgesetzt."

wird die Stellung des Gebaudes nach seiner Lange geregelt. Fir Satteldach- und Walmdachge-
baude besteht somit keine grundsatzliche Festsetzung zur Orientierung der Hauptfirstrichtung pa-
rallel zur Gebaudelangsseite.

Die Begriffe Hauptgebauderichtung, Hauptfirstrichtung und Haupttraufrichtung kénnen rahmenge-
bende Kriterien darstellen, so z.B.

bei Flachdachern die Hauptgebauderichtung

bei Sattel-, Walmdéacher die Hauptfirstrichtung

bei anderen Dachformen die Haupttraufrichtung.

10. Bauliche und technische Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen.
LarmschutzmalZnahmen

Die Schalltechnische Untersuchung der Méhler + Partner Ingenieure AG vom Mai 2018 kann im
Kapitel 6.1 zum Ergebnis:

Weitere aktive SchallschutzmafRnahmen innerhalb des Plangebiets kdnnen aufgrund der geometri-
schen Lage keine Verbesserung mehr erzielen.

Damit sind passive Schallschutzmalinahmen vom Bauherren fir das geplante Bauvorhaben zu-
mindest durch geeignete Grundrissorientierung und im Nahbereich der Bahnlinie durch bauliche
Maf3nahmen erforderlich.

Es wird empfohlen auf die Schalltechnische Untersuchung explizit hinzuweisen.

Zu Il. Ortliche Bauvorschriften:

1. AuRere Gestaltung baulicher Anlagen

Dachdeckung und Dachbegriinung

In der Aufzéhlung der zulassigen Dachfarben wurde von der Farbe des Anthrazit "anthrazitfarben
sprich anthrazitfarbig aufgenommen.

Zur Farbbestimmung wird empfohlen in Klammer die Farbe ,Schwarzgrau® einzufiigen.

3. Einfriedigungen

Textfassung

"Mauern und feste Einfriedigungen sind an der Grundstuicksgrenze bis zu einer Hohe von 0,5m
zuldssig. Hohere Aufschittungen missen angebdscht werden.”



Da die Begriffe Mauer und feste Einfriedigung unter dem Oberbegriff Einfriedigungen gefasst sind,
liegen keine Festsetzungen zu Stutzmauern vor.
Uber den Punkt 5 Aufschittungen und Abgrabungen, sind diese flachenhafte auf max. 0,75m be-

schrankt.
Damit bestehen fir nicht flachenhafte Ausbildungen auch fir Stitzmauern keine Héhenbegren-

zungen.

6. Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser.
Aus den Textfassungen ergehen keine Hinweise zum Versickern von Niederschlagswasser (ange-
sammeltes Regenwasser).

Es wird auRerdem darauf hingewiesen, dass von den ortlichen Bauvorschriften nur unter den sehr
engen Voraussetzungen des § 56 Abs. 5 Landesbauordnung fur Baden-Wirttemberg (LBO) befreit
werden kann. Es wird angeregt zu prifen, ob weniger restriktive Festsetzungen sinnvoll wéren.

VI. Seitens des Gesundheitsamtes bestehen keine Anregungen oder Bedenken.

Die Stellungnahme der Kreisarchéologie wird ggf. nachgereicht.

Mit freundlichen GrifRen



Umweltschutzamt
Aktenzeichen

22.3 - 364.52
An das L o

Bei Riickfraoen wenden Sie sich bitte an
Bauamt

Zimmer

Telefon

im Hause

Talafay

F-Mail

Go6ppingen, den 09.10.2018

Bebauungsplans ,,Marbacher Oschle 4.Anderung® nach § 13 a BauGB der Gemeinde
Gingen

Aus naturschutzfachlicher Sicht wird zum o.a. Bebauungsplan der Gemeinde Gingen abschlieRend
wie folgt Stellung genommen:

Die mit Stellungnahme vom 15.08.18 nachgeforderten artenschutzfachlichen Ergdnzungen wurden
nachgereicht. Der Verlust von Nahrungshabitaten von Flederm&usen wird von der Gutachterin als
nicht erheblich eingeschatzt, da in der Umgebung ausreichende Nahrungsquellen verfligbar sind. Die
Einschatzung kann von der unteren Naturschutzbehdrde so mitgetragen werden. Die Erhéhung der
Anzahl der Fledermauskasten von 6 auf 10 Stiick wird begrift.

Fur die Ausbringung der Fledermauskasten wurden die gemeindeeigenen Flurstiicke Nr. 2826 und
2447/1 auf Gemarkung Gingen angegeben. Es wird davon ausgegangen, dass dies auch die Stand-
orte fir die 12 Vogelnistkasten sind. Mit den Standorten besteht Einverstandnis.

Die potentiell von totholzbewohnenden Kéaferarten besiedelten zwei Baume sind durch Pflanzbindung
im Bebauungsplan gesichert, dies wird aus Naturschutzsicht begrif3t.

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande sind Geh6lzrodungen und Fallungen
nur auf3erhalb der Gehdlzschonzeit von Oktober — Februar zuléssig. Des Weiteren werden die
vorhandenen Vogelnistkdsten im Zeitraum Oktober — Februar, au3erhalb der Brutperiode umge-
hangt.

Die Nistkasten sind spatestens im jeweiligen Winterhalbjahr vor Baubeginn umzuhangen.

Durch die CEF-MalRBnahme ist der Verlust von 6 natirlichen Baumhohlen durch das Aufhangen von
12 Nistkasten im rdumlichen Umfeld auszugleichen.

Der Verlust potentieller Fledermaustagesquartiere ist durch das Ausbringen von Fledermauskas-
ten im raumlichen Umfeld vor Baubeginn auszugleichen. Die Anzahl wird von 6 auf 10 Fleder-
mauskasten erhoht.

Aus Naturschutzsicht konnten alle offenen Punkte durch die Ergdnzungen zum Bericht Artenschutz
geklart werden. Bei Berlcksichtigung der beschriebenen ArtenschutzmalRnahmen bestehen keine
Bedenken gegenuber dem Bebauungsplan.

Die Malinahmen des Artenschutzgutachtens sind Bestandteil des Bebauungsplans und vollumféang-
lich umzusetzen. Die Umsetzung der CEF-MalBnahmen und weiterer Artenschutzmalinahmen ist der
unteren Naturschutzbehorde anzuzeigen.
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Betreff: 4. Anderung Bebauungsplan Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)

Nach Einsichtnahme des gednderten Bebauungsplanes, der mein Grundstiick (FlstNr. 2490)
in einer Art und Weise in Anspruch nimmt, kann von mir in keinem Fall akzeptiert werden.

1. Fiir mich ist es nicht nachvollziehbar, da mein Grundstiick (FlstNr. 2490) dazu beansprucht
wird, um auf dem Grundstiick (FIstNr. 2487 ) Bauplitze zu schaffen. Dies ist
auch nicht im Sinne des Laut seiner Aussage will er weiterhin sein
Grundstiick in jetziger Form (Gemiisegarten und Streuobstwiese) erhalten und nicht zu Bauland
umnutzen.

Sollte die Gemeinde und Eugen Hofmann auf dem Flurstiick 2487 Bauplitze schaffen wollen,
gibt es andere Losungen z.B. iiber die gemeindeeigene Fliche FIstNr. 2481 mit einer Stich-
stralle von der Donzdorfer Stale kommend entlang des Flurstiicks 2481 parallel verlaufend
zum Bahndamm, um dann rechtwinklig entlang des Flurstiicks 2481 in Richtung Dorfmitte,
je zur Hilfte auf den Flurstiicken 2481 und 2487 abzubiegen.

Wer Bauplitze schaffen will, soll die Erschliessung dieser tunlichst auf eigenem Grund tun.
Siehe Schreiben vom 13.04.2017.

Bei der Besprechung am 07.11.2017 wurde vom Planer die Frage in Raum gestellt,

ob wir unsere Grundstiicke im jetzigem Zustand erhalten wollen. Das wurde von allen
Eigentlimern mit Nachdruck bejaht. Siehe Protokoll, falls eines gefiihrt wurde.

2. Die Strafle, die auf meinem Grundstiick (FIstNr. 2490) verlaufen soll, mit einer geplanten Breite
von 5,50m ist so fiir mich v&llig unakzeptabel. Wie Thnen schon mehrfach mittgeteilt,
steht mein Grundstiick weder fiir StraBenbau noch fiir Bauland zur Verfiigung.
AuBlerdem ist der jetzige Fahrweg, der zu meinem Grundstiick, Hiusern und Stallgebiude fiihrt,
seit seiner Erbauung im Jahre 1913 véllig ausreichend und wird es auch weiterhin sein.

3. In dem Fahrweg auf meinem Grundstiick befindet sich auch, das habe ich der Verwaltung
schon mehrmals mitgeteilt, eine von meinem Vater erbaute Kanalisation. Deshalb ist eine
emeute ErschlieBung meines Grundstiicks nicht diskutabel.

4. Auf meinem Grundstiick (FIstNr. 2490) befinden sich ca. 40 Streuobstbiume, die von meiner
Familie gepflegt werden. Der Obstertrag wird zur Einkellerung, Apfelsaft und -wein verarbeitet.
Der Rest geht zur Fruchtsaftmanufaktur Geiger, Schlat.

5. Wiederaufnahme der Tierhaltung (s. Schreiben vom 21.02.2017 und 13.04.2017)



6. Parkstreifen entlang der Donzdorfer Stralie
Die bisher angelegten Parkbuchten sind zum groBen Teil mit Wohnmobilen, Wohnwagen,
Anhénger und Firmenfahrzeugen belegt. Auch das ist ein unnétiger Verbrauch von Grund
und Boden. Die Inanspruchnahme von Fléchen fiir diese Parkbuchten, zumal sie nur zu Lasten
der Grundstiickseigentiimern auf einer Seite der Donzdorfer StraBe gehen ist so nicht tragbar.

7. Bei einerZusammenkunft am 03.02.2011 mit und
im kleinen Sitzungssaals des Rathauses wurde von mir klar und unmissverstindlich zum
Ausdruck gebracht, dafl eine Bebauung meiner Grundstiicke in keiner Form zur Verfiigung
stehen. Daran hat sich nichts gendert und es wird sich auch nichts sindern.
Siehe meine Schreiben vom 11.01.2011, 16.04.2012 und 30.04.2012.

Auch die Art und Weise wie diese 4. Anderung des Bebauungsplanes zustande kam,
ist duerst fragwiirdig, zumal sich einige Gemeinderite und die stellvertretende Biirgermeisterin
dariiber gewundert haben, davon nicht informiert gewesen zu sein.

In verschiedenen Schreiben von mir wurde der Verwaltung in unmiBverstéindlicher Weise mitgeteilt,
daB ich meine Grundstiicke zu keiner Art von Bebauung zur Verfiigung stelle.

Aus all den genannten Griinden wird die erneute 4. Anderung des Bebauungsplans

Marrbacher Oschle von mir aufs schérfste abgelehnt.

AufBerdem stellt sich fiir mich die Frage, warum ich mich rechtfertigen muB, daB ich meine
Grundstiicke zur Bebauung nicht zur Verfiigung stelle.

AbschlieBend méchte ich nochmals darauf hinweisen, daB die von Hick mehrfach versprochene
Biirgenéhe auf jeden Fall meiner Familie und mir in keiner Weise wiederfahren ist.
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Betr.: geplante Anderung Bebauungsplan Marrbachéschle, Flurstick 2490, Punkt 5.3

Es ist richtig, wie in der Sitzungsvorlage vom 13.02.2017 zu lesen ist, daf} der Schweinestall

auf Flurstiick 2490 zur Zeit nicht genutzt wird.

Nicht richtig ist jedoch Threr Aussage nach, daB das Stallgeb#ude in dem jetzigen Zustand nichi
genutzt werden kann. Die Bausubstanz des Stallgeb#udes ist in einemn Zustand, der eine Tierhaltung
jederzeit ermoglicht. Ich werde deshalb mit erneuter Tierhaltung beginnen.

Auch richtig ist, da} die gesamte Hofanlage unter Denkmalschutz steht.
Auf Grund dieser Tatsache ist nur eine landwirtschaftliche Nutzung mdglich.

Im Zuge der friihzeitigen Beteiligung werde ich mich detailliert dazu &uBern.



EISENMANN - WAHLE - BIRK & WEIDNER

Partnerschaftsgesellschaft von Rechtsanwilten mbB

Stuttgart - Dresden

Gemeinde Bﬂrgerméisteramt
Gingen an der Fils Gingen an der Fils
Bahnhofstrale 25

Eac 14, Aug. 208
?..\_,,?W___OA BA | FW

HA B R | zdA.
Vorab per Telefax: 07162 / 9607666

73333 Gingen

Stuttgart, 10. August 2018
Bitte stets angeben: 2525/17 HR/mk
Hofmann ./. Gemeinde Gingen/Fils (Bebauungsplan Marrbacheréschle 4. Anderung)

Sekretariat:
E-Mail:

4. Anderung des Bebauungsplanes ,,Marrbacher Oschle (Marr-
bachdschle)” sowie

Aufhebung von Teilbereichen des Bebauungsplans ,,Marrbacher
Oschle (Marrbachéschle)

Hier: Stellungnahme und Einwendungen im Rahmen der Beteili-
gung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie lhnen bekannt, vertreten wir in dieser Angelegenheit

Herrn Herr
ist Eigentimer der Grundstiicke Fist. Nr.2481/2 und

2481/3,
Herrn . Herr

ist Eigentimer des Grundstiicks Flurstiick Nr. 2490,
sowie
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Dr. Hellmut Eisenmann (1951-1997)
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Herrn sowie
Herrn als Eigen-
timer des Grundstlicks Flurstiick Nr. 2491.

Samtliche Grundstticke liegen innerhalb des Bebauungsplans ,Marrbacher
Oschle* bzw. des Bebauungsplanénderungsgebiets der 4. Anderung des
Bebauungsplanes ,Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)".

Namens und in Vollmacht unserer Mandanten werden im Zuge der Offent-
lichkeitsbeteiligung gegen die beabsichtigte Bebauungsplaninderung so-
wie die Aufhebung von Teilbereichen folgende Einwendungen vorge-
bracht:

1. Der Bebauungsplan ,Marrbachéschle” aus dem Jahr 1983 sieht einen
Ausbau der Donzdorfer Stralle mit einer Breite von 5,50 m bzw. 6,5m
und beidseitigem Gehweg mit je 1,50 m Breite vor. Der zur Herstellung
der des Stralenausbaus erforderliche - (iber das im Gemeindeeigen-
tum befindliche Flst. 2508 — erforderliche ,Flachenkorridor* wurde durch
den Bebauungsplan ,Marrbachdschle® zu gleichen Teilen auf die sid-
westlich und nordéstlich der Donzdorfer Strafle gelegenen Flurstiicke
verteilt, so dass auf beiden Seiten fiir den Straenausbau eine Fidchen-
inanspruchnahme von 2,5 m Breite resultiert hatte. Eine Lastengleich-
heit war durch den damaligen Bebauungsplan und seine Festsetzungen

gewabhrleistet.

Der Entwurf zur 4. Anderung und die vorgesehene Teilaufhebung ver-
letzen nunmehr den bisher gewahrleisteten Grundsatz der Lasten-
gleichheit.

Eine Verringerung der Ausbaubreite und der einseitige Entfall des
Gehweges wird im Sinne des Flachensparens begriiBt. Die sich
dadurch ergebenden Flachenvorteile werden jedoch nicht paritétisch,
sondern einseitig verteilt, so dass die Grundstiicke slidwestlich der
Donzdorfer Strale durch die vorgesehene 4. Anderung und die beab-
sichtigte Teilaufhebung (,Teilflache 1*) des Bebauungsplanes ,Marrba-
cher Oschle (Marrbachéschle) von einer flachenméaRigen Inanspruch-
nahme fir den Ausbau der Donzdorfer Strale ausgenommen werden.




Dies ist weder begriindet noch I3sst sich dies stidtebaulich rechtferti-
gen. Dies umso mehr als die Grundstiicke Donzdorfer Strake 25 bis 29
ihre ErschlieBung ausschiieBlich iiber die Donzdorfer StraRe erhalten.
Offensichtlich werden die Bebauungsplananderung bzw. die Aufhebung
einseitig zugunsten der Grundstiicke Donzdorfer StraRe 25 bis 29 vor-

genommen.

Die vorgesehene 4. Anderung des Bebauungsplans sowie die Teilauf-
hebung verletzen damit das Gebot der Lastengleichheit.

Obgleich die bisher geplante Ringstrake im Entwurf (Ptanstand
22.06.2018) nicht mehr enthalten ist, so werden die Flurstiick 2481/3
und in besonderem MaRe Flst. 2490 {iber Gebihr belastet, um Flst.
2487 zu erschlieRen. Das Grundstiick Flst. 2487 ist bereits iiber die
Donzdorfer Strae erschlossen und wird darliber hinaus iiber den be-
reits vorhandenen Dammweg zusétzlich erschlossen , so dass es einer

Inanspruchnahme von Drittgrundstiicken nicht bedarf.

. Der bereits im Rahmen der 3. Anderung geduRerte Konflikt der zulissi-
gen Nutzungen in einem WA einerseits und einem MD andererseits be-
steht auch im Rahmen der 4. Anderung und ist weder geldst noch be-
ricksichtigt.

Wie bereits im Rahmen der 3. Anderung ge&uRert, riickt das WA noch
naher an den landwirtschaftlichen Betrieb auf Flst. 2490 heran, weil im
Rahmen des Bebauungsplans aus dem Jahr 1983 als Dorfgebiet (MD)
festgesetzte Flachen weiterhin, wie auch bereits im Rahmen der 3. An-

derung als WA festgesetzt werden.

Im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung hat das Baurechtsamt des
Landratsamts Géppingen darauf hingewiesen, dass eine nach wie vor
gultige Baugenehmigung fiir eine landwirtschaftliche Nutzung auf dem
Grundstiick Flst. 2490 vorhanden ist. Das Landwirtschaftsamt hat daher
das Bauamt aufgefordert, den Umfang (Zahl der Schweine) der Bauge-
nehmigung zu quantifizieren, woraus sich dann ein Anhaltswert fiir die
Immission ergibt und die notwendigen Abstandsflachen. Dies ist bisher
noch nicht abschlieRend geklart.



Mit diesen Fragen hat sich die Gemeinde Im Rahmen der jetzigen Be-
bauungsplananderung ebenfalls nicht beschaftigt, obwohl der Nut-

zungskonflikt offenkundig ist.

Ergénzend wird auf das Vorbringen und die Steflungnahmen im Rah-
men der 3. Anderung bzw. der beiden Normenkontroilverfahren verwie-

sen.

. Festzuhalten ist, dass nach der Schalltechnischen Untersuchung vom
14.05.2018 — auch im Hinblick auf die gednderten Berechnungsgrund-
lagen fur den Schienenverkehr seit dem Jahr 2015 ~ sich die Larmkon-
fliktsituation gegeniiber der Schalltechnischen Untersuchung im Rah-

men der 3. Anderung verschlechtert hat (Erhéhung! der Beurteilungs-
pegel).

Dariiber hinaus sind im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung
Annahmen getroffen (z.B. wird auf Seite 9 der Untersuchung davon
ausgegangen, dass 80 % der Fahrzeuge auf leisere Verbundstoffklotz-
bremsen umgerUstet sind..), ohne dass diese belegt oder als gegeben

dargelegt sind.

Eine Konfliktldsung erfolgt im Rahmen der Bebauungsplanung nicht. Es
wird lediglich auf passive SchalischutzmalRnahmen verwiesen, die im
vorliegenden Bebauungsplanentwurf nicht hinreichend umgesetzt und

im Ubrigen auch nicht umsetzbar sind.

Ergénzend wird auf das Vorbringen und die Stellungnahmen im Rah-
men der 3. Anderung bzw. der beiden Normenkontrollverfahren verwie-

sen.

. Das erstellte Gutachten zeigt eine hohe artenschutzrechtliche Wertig-
keit des Gebiets auf, insbesondere fiir die Vogelwelt sowie Kaferarten
und Fledermause.

Entgegen der Annahme im Gutachten sind im Rahmen einer Umset-
zung der Bebauungsplanung die Verbotstatbestinde gemall § 44
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BNatSchG tangiert. Die vorgeschlagenen CEF- Malnahmen sind in
diesem Zusammenhang nicht statthaft und ausreichend.

Ergdnzend wird auf das Vorbringen und die Stellungnahmen im Rah-
men der 3. Anderung bzw. der beiden Normenkontroliverfahren verwie-

sen.

5. Eine Bebauungsplaninderung im Verfahren gemall §13a BauGB ist
nicht statthaft.

Vorliegend handelt es sich nicht um Flachen der Innenentwicklung im
Sinne von § 13a BauGB. Abzustellen ist hierbei auf die tatsachliche Si-

tuation der AulRenbereichsflachen.

Weiter sind bei der Ermittlung der Grundflache sind die Flichen aus
dem Gebiet der 3. Anderung sowie des vorliegenden Plangebiets der 4.
Anderung zusammen zu betrachten, da beide Bebauungsplane in ei-
nem engen sachlichen, rdumlichen und zeitlichen Zusammenhang auf-
gestellt werden (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Bei dieser gebotenen Ge-
samtbetrachtung wird Flache von »weniger als 20.000 m* geméaR § 13a
Abs. 1 Nr. 1 BauGB {berschritten. Damit wire eine umweltrechtliche
Vorpriifung geboten, die nicht erfolgt ist.

Ergénzend wird auf das Vorbringen und die Stellungnahmen im Rah-
men der 3. Anderung bzw. der beiden Normenkontrollverfahren verwie-
sen.

Fur Rickfragen stehen wir gerne zur Verflgung.

Mit freundlichen GriiRen




Stellungnahmen mit umweltbezogenen Informationen,

die im Zuge der Beteiligung der Offentlichkeit und der Beteiligung
der Behorden vorangegangener erganzender Verfahren gem. §
214 Abs. 4 BauGB eingegangen sind:



Landratsamt Goppingen * Postfach 809 * 73008 Goppingen

Bebauungsplan ,,Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) -4. Anderung“

in Gingen

hier: Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB zum erganzenden Verfahren nach
§ 214 Abs. 4 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Landratsamt nimmt zu dem Entwurf des 0.g. Bebauungsplans in der
Fassung vom 12.11.2018/27.07.2021 wie folgt Stellung:

l. Umweltschutzamt
Naturschutz
Es bestehen keine grundsatzlichen Bedenken gegen die Planung.

Schutzgebiete sind nicht betroffen. Im Plangebiet befinden sich nach Aktua-
lisierung durch die LUBW Kernflachen und Kernrdume des Biotopverbunds
mittlerer Standorte (s. Karte in der Anlage). Der Bebauungsplan wurde laut
Begrindung zum Bebauungsplan aus einem gultigen Flachennutzungsplan
sowie einem Bebauungsplan von 1983 entwickelt. Leider bertcksichtigt die-
ser Flachennutzungsplan trotz der Vorgaben des § 22 NatSchG den vor-
handenen Biotopverbund nicht ausreichend. Da jedoch bereits ein Bebau-
ungsplan auf der Flache seit 1983 besteht, gelten aus unserer Sicht die
gleichen Bedingungen wie fur den Streuobstwiesenschutz nach § 33a
NatSchG (s. unten). Demnach muss der Biotopverbund an dieser Stelle
nicht weiter berucksichtigt werden.

Artenschutz: die naturschutzrechtlichen Belange des Artenschutzes wurden
in den artenschutzrechtlichen Untersuchungen vom 29.05.2018 sowie des-
sen Erganzung vom 20.09.2018 im Rahmen der Stellungnahmen der unte-
ren Naturschutzbehérde vom 15.08.2018 und 09.10.2018 behandelt. Die
Forderungen wurden in die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Be-
bauungsplan tbernommen. Die Dokumentationen zur Anbringung von Nist-
hilfen fr Voégel und Fledermauskasten als CEF-MalRnahme zum Bebau-
ungsplan vom 25.11.2019 und 04.04.2020 (insgesamt 12 Nistkasten Vogel

LANDKREIS
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und 10 Nistkasten Fledermause) liegen vor. Diesen kann zugestimmt werden.
Die Festsetzungen zum Schutz von Natur und Landschaft sowie Pflanzgebote werden begrifit.

Streuobstwiesenschutz: es ist keine Genehmigung nach § 33a Absatz 2 Satz 1 NatSchG erforder-
lich, weil (wie auch der Vollzugshilfe vom 01.04.2021 zu entnehmen ist) der vorhandene Streuobst-
bestand durch den Satzungsbeschluss aus dem Jahr 1983 bereits als umgewandelt gilt und an-
dernfalls ein Fall einer verfassungsrechtlich unzulassigen echten Ruckwirkung vorliegt. Ein Aus-
gleich ist ebenfalls nicht erforderlich, dies durfte sich aus § 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB ergeben.

Folgende Festsetzungen sollten zusatzlich getroffen werden:

- Malnahmen gegen Vogelschlag an grof¥flachigen Glasfronten wie z.B.:
Sichtbarmachung von Glasflachen mittels hochwirksamer Markierungen
Verwendung alternativer, lichtdurchlassiger, nicht transparenter Materialen
Verhinderung von Durchsichten und Korridoren
Einsatz von Glas ohne Reflexion zur Vermeidung von Spiegelungseffekten

o
o
o
o

Folgende Hinweise werden gegeben:

- AulBenbeleuchtungen sind gemaf Bebauungsplan insektenfreundlich zu gestalten. Nachfol-

gende Aspekte sind dabei zu beachten:

o Beleuchtung nur im notwendigen Umfang, als Leuchtmittel sollen bevorzugt Natrium-
dampflampen und LED-Lampen verwendet werden.

o Verwendung von Leuchtmitteln, die warmweildes Licht (max. 3000 Kelvin) mit moglichst
geringen Blauanteilen ausstrahlen und nicht heller als notwendig sind.

o Einsatz von Leuchtmitteln mit zeit- oder sensorgesteuerten Abschaltvorrichtungen

o Anstrahlung der zu beleuchtenden Flachen grundsatzlich von oben nach unten und
nicht Gber die Horizontale hinaus.

o Einsatz von staubdichten Gehausen.

- Es wird darauf hingewiesen, dass Beleuchtungsanlagen an &ffentlichen Strallen, Wegen
und Platzen gemal § 21 Abs. 3 NatSchG mit einer den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entsprechenden insektenfreundlichen Beleuchtung auszustatten sind.

- Gartenanlagen sind gemalR § 21a Naturschutzgesetz insektenfreundlich zu gestalten und
Gartenflachen sind zu begrinen. Schotterungen zur Gestaltung von privaten Garten sind
grundsatzlich keine andere zulassige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO.
Gartenflachen sollen ferner wasseraufnahmefahig belassen oder hergestellt werden.

Oberflachengewésser

Auch wenn fur das angrenzende Gewasser Marbach eine HochwasserschutzmafRnahme geplant
ist, verbleibt bei der Ausweisung von Baugebieten in unmittelbarer Gewassernahe immer ein Rest-
risiko. Der Hochwasserschutz am Marbach wird vermutlich auf ein sogenanntes HQ100 bemes-
sen, so dass voraussichtlich bei einem Extremereignis immer noch Teile des Geltungsbereichs be-
troffen sind. Im Hinblick auf den Klimawandel und auf die steigende Anzahl extremer Abflusssitua-
tionen halt die untere Wasserbehérde eine hochwasserangepasste Bauweise der betroffenen Be-
reiche fur unabdingbar. Es sollten daher in Ziffer I1l. 9 des Textteils folgende Ergdnzungen/Ande-
rungen eingearbeitet werden: Im letzten Satz des 1. Abschnittes bitten wir um Erganzung der §§
78 — 78 ¢ WHG (anstelle § 78 WHG). Da es keinen 100%ig sicheren Hochwasserschutz gibt,
schlagen wir vor, im 1. Satz des 2. Abschnittes das Wort ,beseitigen durch ,reduzieren® zu erset-
zen. Im letzten Satz dieses Abschnittes halten wir den Austausch des Wortes ,sollten” durch
»mussen“ fur dringend angezeigt.



Altlasten

Im Plangebiet sind zum momentanen Stand keine Eintragungen vorhanden.

Abfall

Es ist zu prifen, ob durch Festsetzungen im Bebauungsplan ein Erdmassenausgleich innerhalb
des Baugebietes erreicht werden kann (§ 3 Abs.3 LKreiWiG). Dabei sollen durch die Festlegung
von Stral’en- und Gebaudeniveaus die bei der Bebauung anfallenden zu erwartenden Aushub-
massen vor Ort verwendet werden.

Bodenschutz

Mit der in Kap. 6.3.4.1 des Umweltberichts genannten Vorgehensweise besteht Einverstandnis. Es
wird angeregt, eine bodenkundliche Baubegleitung zu benennen, die das Bodenkonzept erstellt

und die Durchfuhrung tberwacht.

Des Weiteren wird auf die Stellungnahmen vom 07.04.2017 und 21.08.2018 verwiesen.

Abwasser

Keine Anmerkungen

Grundwasserschutz

Keine Bedenken.

Immissionsschutz

Die Stellungnahme wird nachgereicht.

Il. Landwirtschaftsamt

Die Gemeinde Gingen plant mit dem vorliegenden Vorhaben in ein regulares Verfahren zu wech-
seln und damit die Abkehr vom vereinfachten Verfahren nach § 13a BauGB. Laut dem Umweltbe-
richt sind die zum Ausgleich notwendigen 1.050 Okopunkte dem kommunalen Okokonto entnom-
men worden. Planexterne Mallnahmen, die weitere landwirtschaftliche Flachen bendétigen wirden,
sind nach Kenntnis des Landwirtschaftsamts zum derzeitigen Stand nicht notwendig.

Aus agrarstruktureller Sicht bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben.

Ill. StraBenverkehrsamt

Aus verkehrsrechtlicher Sicht bestehen keinen Bedenken gegen die Planung.

IV. Gesundheitsamt



Nach Durchsicht der aktuellen Planunterlagen bestehen von Seiten des Gesundheitsamtes gegen
den o. g. Bebauungsplan weiter keine grundsatzlichen fachlichen Einwande.

Das Herstellen von Zisternen, die im Textteil, im Abschnitt Il. ,0rtliche Bauvorschriften“ unter Punkt
6 ,Anlagen zum Sammeln, Versickern und Verwenden von Niederschlagswasser” festgeschrieben
sind, wird begruft.

Die Bauherren sind auf das Merkblatt ,Speicherung von Regenwasser in Zisternen“ und der Anzei-
genpflicht Uber das Anzeigeformular nach § 13 (4) der TrinkwV vom Landratsamt Géppingen hin-
zuweisen.

Zusatzlich wird auf die bereits erfolgten Stellungnahmen vom 07.04.2017 bzw.21.08.2018 verwie-
sen.

V. Amt fir Vermessung und Flurneuordnung

Die dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans zu Grunde liegenden Geobasisdaten des Lie-
genschaftskatasters entsprechen nicht dem aktuellen Stand.

VI. Bauamt

Aus stadtebaulicher Sicht bestehen keine Bedenken.
Nachfolgende Anregungen und Hinweise werden gegeben:
Il Ortliche Bauvorschriften

1. AuRere Gestaltung baulicher Anlagen

Zu Dachaufbauten

Fir Doppelhauser wurde folgende Festsetzung vorgegeben:

Dachaufbauten von Doppelhdusern sind einheitlich und achssymmetrisch zur Gebaudetrennwand
auszubilden.

Doppelhauser stellen eine verdichtete Bauweise dar: auf zwei Baugrundstiicken erfolgt hinsichtlich
einer seitlichen Grundstlicksgrenze eine Grenzbebauung.

Somit kann die Realisierung Uber zwei getrennte Bauantrége erfolgen und damit zeitlich versetzt
zur Ausfihrung kommen. Doppelhaushalften sind damit nicht grundséatzlich als spiegelgleiche Bau-
kdrper anzusehen und mussen auch nicht flachengleich erfolgen. Insofern ist aus der gangigen
Rechtsprechung zu Doppelhausern eine achssymmetrische Anordnung nicht ableitbar.

2. Einfriedigungen

Fir Mauern und feste Einfriedigungen wurde folgende Festsetzung getroffen:

Mauern und feste Einfriedigungen sind an der Grundstlicksgrenze bis zu einer Hohe von 0,5m zu-
lassig. Hohere Aufschittungen missen angebdscht werden.

Der Begriff Einfriedigung, heute als Einfriedung bezeichnet, bezeichnet eine Anlage zur Abgren-
zung eines Grundstlickes nach aul3en.

Eine Mauer stellt eine bauliche Anlage dar, welche Uber dem Gelande errichtet wird, eine Stutz-
mauer dient dazu, senkrechte Gelandespringe zu gestalten.

Der Begriff Mauern sollte durch Stitzmauern ersetzt bzw. zu erganzt werden.

Es wird auflerdem darauf hingewiesen, dass von den 6rtlichen Bauvorschriften nur unter den sehr
engen Voraussetzungen des § 56 Abs. 5 Landesbauordnung fir Baden-W(rttemberg (LBO) befreit
werden kann. Es wird angeregt zu prifen, ob weniger restriktive Festsetzungen sinnvoll waren.



VII. Die Stellungnahme der Kreisarchaologie wird gegebenenfalls nachgereicht.

Mit freundlichen GriiRen

Anlagen: Karte Luftbild Planungsraum und Biotopverbund
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An die
Gemeinde Gingen an der Fils
Bahnhofstr. 25

73333 Gingen ' %

Betr.: Bebauungsplan Marrbacher Oschle 4. Anderung ,ﬁ‘

Gegen den Bebauungsplan Marrbacher Oschle 4. Anderung habe ich folgende Einwendungen:

1. Der Ausbau der Donzdorfer Strae wird einseitig zu Lasten der Grundstiickseigentiimer
auf der rechtsseitigen Strassenseite ausgefiihrt. MiBachtung der Gleichbehandlung von
Grundstiickseigentiimern.

2. StichstraBe auf Grundstiick 2490
Eine Stichstrafe iiber das Flurstiick 2490 zu bauen, nur um das Flurstiick 2487 zu
erschliessen, ist eine absolute Unmdéglichkeit und wird von mir mit Nachdruck abgelehnt.
Herr hat in mehreren Bauabschnitten sein Grundstiick entlang der Donzdorfer
Stralle so bebaut, dass er von dieser aus sein dahinterliegendes Grundstiick nicht mehr
anfahren kann.

Dabher ist es fiir mich nicht nachvollziehbar, mein Grundstiick seitens der Gemeinde
so zu verplanen.

3. Schweinemisterei
Es ist richtig, dass in dem Stallgebdude gegenwirtig keine Tierhaltung
stattfindet, die aber jederzeit wieder aufgenommen werden kann. Daher muss seitens der
Gemeinde dies in der Planung berticksichtigt werden.

Weiterhin wird auf dem Flurstiick 2490 Streuobstbau betrieben, der Grasertrag wird
zu Heu und Ohmd verarbeitet. Bei Wiederaufnahme der Tierhaltung wird das Heu
und Ohmd zur Versorgung der Tiere bendtigt.

Aus diesen Griinden ist die Planung von der Gemeinde fiir mich inakzeptabel.
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Gemeinde

Gingen an der Fils
Bahnhofstralte 25
73333 Gingen

DATUM
16. September 2021

4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)
Hier: Stellungnahme und Einwendungen im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit ge-
maR § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

bereits im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher
Oschle (Marrbachéschle) und umfassend in seiner Stellungnahme vom 20.03.2013 im Rahmen
der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB zur 3. Anderung des Bebauungsplans
_— Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) hat der Verfasser der Auffassung der Gemeinde und der von
ihr beauftragien Planer widersprochen und eine Beplanung des Marrbacher Oschle (Marrbachds-
chle} nach § 13a BauGB in Abrede gestellt.

An dieser Stelle wird auf die der Gemeinde vorliegende Stellungnahme des Verfassers vom
20.03.2013 verwiesen, die damit Teil dieser Stellungnahme wird.

Die Gemeinde hat bis zuletzt an ihrer falschen und rechtswidrigen Auffassung festgehalten und
lieR erst jetzt, mehr als ein Jahr nach dem Richterspruch des Bundesverwaltungsgerichts von
dieser falschen und rechtswidrigen Uberzeugung und Herangehensweise ab und versucht nun
die 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachéschle) im sog. Regelver-

— fahren nach § 214 Abs. 4 BauGB auf den Weg zu bringen. Offensichtlich vermag nicht einmal
gin héchstrichterlicher Spruch die Starrképfigkeit der Entscheidungstréger in Gingen zu bandigen
und wenn, dann nur Zeit verzégert. Es verwundert, dass nun offensichtlich eine gewisse Einsicht
Einzug halt, auch wenn sich dieser Eindruck bei genauerem Hinsehen sehr bald zerstraut, wie die
folgenden Ausfihrungen zeigen werden. :

Im Zuge der Offentlichkeitsbeteiligung gegen die beabsichtigte Bebauungsplandnderung werdan
folgenden Einwendungen vergebracht:

« Der Bereich 3. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)ist voll-
standig nach § 13a BauGB erschlossen und aufgesiedelt worden. Dabei sind die in der Stel-
lungnahme des Verfassers vom 20.03.2013 genau beschriebenen, wertvollen Streuobst-
besténde nahezu vollstindig vernichtet worden. Nur einige wenige Biume haben diesen
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Eingriff (iberlebt, Wie bereits in der Stellungnahme des Verfassers vorm 20.03.2013 progno-
stiziert, entpuppt sich das im Bebauungsplanung verankerte Pflanzgebot fur hochstammige
Streuvobstbaume auf den Baugrundsticken als Farce.

Im gesamien Gebiet sind bei den Neupflanzungen allenfalls Buschbadume auf schwach-
wachsenden Unterlagen vorzufinden, die zudem haufig unter Vergreisungssymptomen im
Jugendstadium leiden, da keine fachgerechte Pflege- und Schnittmalnahmen durchgefiihrt
werden. Einzig und allein verblieben ist der im vorgelegten Umwelthericht beschriebene alte
Streuobstbaumbestand auf Flst.-Nr. 2491 mit seiner hohen Bedeutung fiir die Biodiversitat
als Biotop und Kaltluftsammelflache. Der vorgelegte Umweltbericht versucht in unzulissiger
Weise dessen Bedeutung und Wertigkeit zu minimieren, indem auf die Erschiieiung und die
beraits erfolgte Bebauung des Bereichs der 3. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher
Oschle (Marrbachbschle) und der durch diese Inanspruchnahme nicht mehr vorhandenen
Wechselwirkung und den dadurch fehlenden Biotopverbund verweist. Dass dieser Eingriff
rechtswidrig auf Grundlage des § 13a BauGB erfolgte, bleibt im vorgelegten Umweltbericht
unerwadhnt, wodurch dem Untersuchungsgebiet durch die Eingriffe drumherum eine gerin-
ge Bedeutung fur den Biotopverbund testiert wird, Diese Einstufung ist somit Folge des
rechtswidrigen geschaffenen Istzustands, aufgrund dessen die im Umweltbericht gewdéhlte
Betrachtungsweise als sachlich falsch eingestuft und damit gerigt werden muss. Sie ldsst je-
doch die wahre Intension der Gemeinde, als Auftraggeberin des Umwaeltberichts unverblimt
erkennen.

+ Der vorgelegte Umweltbericht ist methodisch grob fehlerhaft und legt zudem Zeugnis (ber
die fehlende Oriskenntnis der Verfasser des Umweltberichts ab. So wird mehrfach im Zu-
sammenhang mit dem Flst.-Nr. 2420 auf das Gebdude Donzdorfer Strafie 33 referenziert,
das nicht existiert und nach verstindiger Wilrdigung der értlichen Gegebenheit auf Flat.-Nr.

2479 bzw. auf dem durch Wegmessen neu entstandenen Flst-Nr, 2479/3 nur verortet wer-
den kkdnnte, die jedoch aullerhalb des Plangebiets der 4. Anderung des Bebauungsplans
Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) liegen.

+ Die systematische Minderung der biclogischen Wertigkeit und des Bodens zielt ausschlief-
lich auf eine rasche Bebaubarkeit des Bereichs der 4. Anderung des Bebauungsplans Marr-
bacher Oschle (Marrbachdschle) ab, da sich die Gemeinde durch den privatrechtlich ge-
schlossenen Notarvertrag das Fist.-Nr. 2482 betreffend in unzuldssiger Weise bindet. In
diesem Verirag wird dem bisherigen Eigentimer des Flst.-Nr. 2492 die Bebaubarkeit der
neu zu bildenden Baugrundsticke bereits zugesichert, durch einen vertraglich geregelten
Rickkauf von fertig erschlossenen Baugrundstiicken. Eine solche bebauungsplanmiiige
Bebaubarkeit ist jedoch ohne die Inanspruchhahme des angrenzenden Flst -Nr. 2491 mit
seinem wertvollen alten Streucbstbaumbestand nicht realisierbar. Schon aufgrund dieser
vertraglichen Bindung ist die Gemeinde unverhohlen bemiitt, die dkologische Wertigkeit
des wertvollen alten Streuobstbestands kieinzureden und dessen Verlust durch den Eingriff
im vorgelegten Umweltbericht kleinzurechnen, indem sie auf das vorhandene Baurecht des
Bebauungsplans von 1983 referenziert. Die anschliefend vorgenommene Bilanzierung, die
die Beplanung nach dem Bebauungsplan von 1983 der Beplanung der 4. Anderung gegen-
Oberstellt, ist schlicht falsch, da der Istzustand, also der Zustand vor dem Eingriff, unbe-
ricksichtigt bleibt, An dieser Steile sei angemerkt, dass von dem Bebauungpian Marrbacher
Oschle von 1983 bis zum heutigen Tage auf Flst.-Nr. 2491 nichts umgesetzt ist.

Wessen Interessen die Gemeinde bei der gewahiten Bilanzierung verfolgt, ist jedoch micht
eindeutig auszumachen. Neben ihrem eigenen, rechtlich fragwiirdigen Streben nach ver-
marktungsfahigem Bauland auf den in Privateigentum befindlichen Grundstiicken, Uberldsst
sie durch den mit dem bisherigen Eigentlimer des Flst.-Nr. 2492 geschlossenen privatrecht-
lichen Vertrag den Gewinn an der Varmarkiung des fertig erschlossenean Baulands dem bis-
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herigen Eigentimer, der gemaR § 11 des privatrechtlichen Verfrags 900 bis 1000 m? fertig
erschlossenas Bauland zum Preis von 180 €je m? von der Gemeinde zurlick erwerben kann,
nachdem er sein Grundstiick als unerschlossenes Rohbauland fir 60 €je m? zuvor an die
Gemeinde verkauft hat. Der Kaufpreis fiir den Rickerwerb setzt sich aus dem fiktiven Wert
nach der Umlegung von 86 €je m? (60 €Ankaufpreis und 26 €vermeintlicher Umlegungs-
vorieil) und den prognostizierten Erschlielungskosten von 100 €je m? zusammen, also 186
€je m?, gerundet 180 €je m?. Gegenwartig vermarkiet die Gemeinde Baugrundstiicke im
Marrbacher Oschle fur 310 €je m?. Weshalb sie in dieser Bilanzierung trotz klammer Kasse
und jéhrlich wiederkehrender Hebesatzerhéhungen auf die Mehreinnahmen von 130 €je m?
generds verzichtet, bleibt ihr Geheimnis und lasst nur den einen Schiuss zu, dass sie ohne
Rucksicht auf Verluste an der Generierung und Vermarktung der Flachen im Bereich der 4.
Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) interessiert ist. Ge-
nau wie sie &s bereits im Bereich der 3. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschie
(Marrbachoschle) handhabte, in dem insgesamt 8 fertig erschlossene Baugrundstlicke durch
das oben geschilderte Auf- und Rickkaufmodell durch ehemalige Grundstuckseigentiimer
zurlickerworben werden konnten und dies obwohl nach Aussage der Gemeinde eine hohe
Nachfrage nach Bauplitzen bestanden habe. Vor diesem Hintergrund bleibt der mehrfach
bekundete Wille zum Erhalt der 6kologischen Wertigkeit durch die Eigentiimer des Flst.-Nr.
2491 geflissentlich ungehdrt und lsst sich nur durch die Existenz der bereits von der Ge-
meinde im Frihjahr 2017 eingegangenen privatrechtiichen Bindung das bisherige Flst.-Nr.,
2492 betreffend begrunden, die damit als unzulassige Vorwegnahme des Bebauungsplans
4. Anderung Marrbacher Oschle (Marrbachdschle)anzusehen ist,

In ihrer Bilanzierung der Umweltausswirkungen geht die Gemeinde davon aus, dass allein
das Vorhandensein eines Bebauungsplanes, hier der Bebauungspian von 1983, gentigt und
der tatsachliche Istzustand der beplanten Fléache keine Rolle spielt. Sier vergleicht die Um-
weltauswirkungen des Bebauungsplans Marrbacher Oschle von 1983 und der akiuellen 4.
Anderung, s. Umweltbericht 7.2.2 5. 28ff und stellt diese einander gegeniber, indem sie die
Differenz aus beiden Bebauungsplanen bildet. Der akiuelle Istzustand bleibt véllig unberick-
sichtigt. In Abschnitt 6.3.3.2, 5. 24, versteigt sie sich sogar zur Bezugnahme auf den Bebau-
ungsplan Marrbacher Oschle von 1983, und leitet aus dem daraus entstandenen Baurecht
ab, dass der Streuobstbestand im Bereich der 4. Anderung des Bebauungsplans Marrba-
cher Oschle (Marrbachdschle) als umgewandelt und damit als wertlos und zur Beseitigung
freigegeben gelte. Dies geschieht vor dem deutlich offenbar werdenden Hintergrund, dass
die Zahl der auszugleichenden Okopunkte so gering wie maglich zu haiten. Dass die Minus-
punkte, die sich aus der 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschie (Marrbachés-
chle) ergeben, mit den von ihr erworbenen Okopunkte aus der Hochwasserschutzmafnah-
me Barbarabach verrechnet werden, ist bemearkenswert. Die Hochwasserschutzmalinahme
Barbarabach soll weite Teile des Oriskerns vor Hochwasser schitzen, hierfir ist der Abflus-
squearschnitt bemessen. Wenn jedoch durch den Aufwuchs von Gehélz im Bachbett, das
neue Habitate schafft und der Gemeinde zu Okopunkten verhilft, die FlieRgeschwindigkeit
erheblich reduziert wird, sinkt die Abflussmenge pro s und flhrt damit zu einer negativen
Auswirkung auf den Hochwasserschutz. Diese Herangehensweise wirkt sich somit nicht nur
negativ auf den Hochwasserschutz und die letzten verbliebenen, dkologisch wertvolien Fla-
chen im Marrbacher Oschle aus, sondern ist schlicht falsch. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in seinem Urteil zur 3. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachds-
chie)unmissverstandlich deutlich gemacht, dass es bei einer Anwendung des § 13a BauGB
auf den Istzustand des beplanten Gebiets ankommt und nicht, ob in der Vergangenheit be-
reits ein Bebauungsplan, der nie umgesetzt worden ist, fir dieses Gebiet aufgestellt worden
ist. Gleiches gilt fur die Bilanzierung der Umweltauswirkungen, die sich durch einen Bebau-
ungsplan ergeben.
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gemeinde Getriebene ihres eigenen Handelns ist
und dies durch fehlerhaftes Vorgehen in threm Sinne durchzusetzen versucht, um an ihr Ziel zu
gelangen. Aufgrund der Fehlerhaftigkeif ihres Handelns ware sie gut beraten, den tats&chlichen
Istzustand des Bereichs der 4. Anderung des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachés-

chle) beizubehalten.

gez.
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biets der 4. Anderung des Bebauungsplanes ,Marrbacher Oschle (Marr-
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Namens und in Vollimacht unserer Mandanten werden im Zuge der Offent-
lichkeitsbeteiligung gegen die beabsichtigte Bebauungsplananderung im
erganzenden Verfahren folgende Einwendungen vorgebracht:

1. Der Bebauungsplan ,Marrbachéschie® aus dem Jahr 1983 sieht einen
Ausbau der Donzdorfer StraRe mit einer Breite von 5,50 m bzw. 6,5m
und beidseitigem Gehweg mit je 1,50 m Breite vor. Der zur Herstellung
der des StraBenausbaus erforderliche — liber das im Gemeindeeigen-
tum befindliche Fist. 2508 — erforderliche ,Flachenkorridor” wurde durch
den Bebauungsplan ,Marrbachéschle” zu gleichen Teilen auf die siid-
westlich und nordéstlich der Donzdorfer Stra’e gelegenen Flurstiicke
verteilt, so dass auf beiden Seiten fir den Strallenausbau eine Fladchen-
inanspruchnahme von 2,5 m Breite resultiert hatte. Eine Lastengleich-
heit war durch den damaligen Bebauungsplan und seine Festsetzungen

gewdbhrleistet.

Der Entwurf zur 4. Anderung im ergénzenden Verfahren verletzt nun-
mehr den mit der Bebauungsplanung aus dem Jahr 1983 gewahrleiste-
ten Grundsatz der Lastengleichheit. Dies auch und gerade im Zu-
sammenhang mit dem Bebauungsplan zur ,Aufhebung von Teilberei-
chen des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachoschle)”, der
nicht Gegenstand des erganzenden Verfahrens ist.

Die sich aus der Verringerung der Ausbaubreite ergebenden Flachen-
vorteile werden jedoch nicht parititisch, sondern einseitig verteilt, so
dass die Grundstlicke siidwestlich der Donzdorfer StralBe durch die
vorgesehene 4. Anderung (und die Teilaufhebung (,Teilflache 1) des
Bebauungsplanes ,Marrbacher Oschle (Marrbachoschie)) von einer fla-
chenmafigen Inanspruchnahme fiir den Ausbau der Donzdorfer Strafie
ausgenommen werden. Dies ist weder begriindet noch lasst sich dies
stadtebaulich rechtfertigen. Dies umso mehr als die Grundstiicke Donz-
dorfer -StraBe 25 bis 29 ihre ErschlieBung ausschlieBlich uber die
Donzdorfer StraBe erhalten. Offensichtlich werden die Bebauungs-
plananderung sowie die 0.g. Aufhebung einseitig zugunsten der Grund-

stlicke Donzdorfer StralRe 25 bis 29 vorgenommen.
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Die vorgesehene 4. Anderung des Bebauungsplans sowie die Teilauf-
hebung verletzen damit das Gebot der Lastengleichheit. Diese Thema-
tik wird weder im Entwurf noch in der Begriindung des Bebauungsplans
behandelt.

Obgleich die vormals geplante Ringstraf®e auch im Entwurf (Planstand:
27.07.2021) weiterhin nicht mehr enthalten ist, so werden das Flurstick
2481/3, und in besonderem MaRe das Fist. Nr. 2490 ({ber Gebliihr be-
lastet, allein um das Flst. Nr. 2487 zu erschlieRen. Das Grundstiick Flst.
Nr. 2487 ist bereits Gber die Donzdorfer Straf’e erschlossen und wird
darlber hinaus (ber den bereits vorhandenen Dammweg zusatzlich er-
schlossen, so dass es einer bauplanerischen Inanspruchnahme von

Drittgrundstucken nicht bedarf.

Ein unterstellter vermehrter Parkplatzbedarf (vgl. Ziffer 10 auf Seite 6
der Bebauungsplanbegriindung) besteht nicht (dies ist im Ubrigen nicht
belegt und wird lediglich behauptet); entsprechend ist auch die Auswei-
sung von zusatzlichen offentlichen Parkplatzen entlang der Donzdorfer
Stralte nicht erforderlich. Eine weitergehende Bebauung als durch den
Bebauungspian ,Marrbachdschle* aus dem Jahr 1983 wird durch den
Bebauungsplan 4. Anderung nicht erméglicht; damit sind auch keine
zusatzlichen offentlichen Parkplatze erforderlich, zumal zukiinftig der
Individualverkehr mittels Pkw geman vielfachen politischen Zielsetzun-

gen abnehmen wird.

Soweit die plan- und Verkehrskonzeption mit der Fortsetzung der be-
reits teilweise entsprechend ausgebauten Donzdorfer Straflle begriindet
wird (12.8 der Begriindung), trégt diese Annahme nicht, da diese Mal-
nahmen auf Basis eines rechtskraftig als unwirksam festgestellten Be-
bauungsplans realisiet wurden. Soiche rechtswidrigen MalRnahmen
sind nicht geeignet, die weiterhin verfolgte Verkehrskonzeption (Park-
platze und FuBweg auf der Ostseite der Donzdorfer Stralle) zu rechtfer-

tigen.

. Der bereits im Rahmen der 3. Anderung geduBerte Konflikt zwischen in
einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) zuldssigen Nutzungen einerseits
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und einem Dorfgebiet (MD) andererseits besteht auch weiterhin im

Rahmen der 4. Anderung.

a)

b)

Zu erwartende Immissionskonflikte zwischen den in dem ,grof3fla-
chig* vorgesehen Dorfgebiet (MD) zuldssigen Nutzungen und dem
angrenzenden Allgemeinen Wohngebiet (WA) wurden nicht unter-
sucht und nicht geldst. Die Gemeinde verkennt die Immissionskon-
fliktlage, wenn hierbei allein auf den status quo (vgl. 12.1 Begriin-
dung zum Bebauungsplan) abgestellt wird; malgeblich ist vieimehr
die nach dem Bebauungsplan zugelassene und damit magliche
Nutzung, sowie ein daraus resultierender Immissionskonflikt. Glei-
ches gilt im Ubrigen im Hinblick auf die auf der Westseite der
Donzdorfer Strafle vorhandene Wohnbebauung und die nordéstlich
gelegenen Wohngebdude Donzdorfer Stralle 37 und 41, die ggf.
einen Schutzanspruch gegeniber einer dorfgebietstypischen Nut-
zung und damit verbundenen Immissionen geltend machen, was im
Ergebnis dazu fiihrt, dass solche Nutzungen nicht realisierbar wéa-

ren.

Die nach § 5 BauNVO (MD) typischerweise vorgesehenen Nutzun-
gen sind weder stadtebaulich angezeigt und zu rechtfertigen, noch
gewollt. Der Umstand, dass die dortigen Eigentiimer die bisherige
Nutzungssituation beibehalten wollen, insbesondere die weiterhin
gewollte Nutzung als Streuobstwiesen, kann nicht durch die Aus-
weisung eines Dorfgebiets stadtebaulich geplant werden. Hinzu-
kommt, dass im nordwestlichen Bereich seit Jahrzehnten bereits 3

Wohnhauser existent sind.

Stadtebaulich passender und sachgerechter ist daher das mit dem
Baulandmobilisierungsgesetz im Juni dieses Jahres rechtlich neu
ermdglichte ,Doérfliche Wohngebiet® (MDW) und die damit typi-
scherweise zuldssigen Nutzungen (vgl. § 5a BauNVO). Statt einem
Dorfgebiet (MD) ist daher ein Dérfliches Wohngebiet (MDW) aus-

zuweisen.

Zusatzlich rickt das WA, welches im siidlichen Bereich des Bebau-

ungsplangebiets vorgesehen ist, noch niher an den landwirtschaft-



lichen Betrieb auf dem Fist. Nr. 2490 heran, weil im Rahmen des
Bebauungsplans aus dem Jahr 1983 die als (MD) festgesetzte Fla-
chen, wie auch bereits im Rahmen der 3. Anderung ausgefiihrt, als

WA festgesetzt werden.

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung hat das Landratsamt Gdp-
pingen ~ Bauamt - darauf hingewiesen, dass eine nach wie vor giil-
tige Baugenehmigung fiir eine landwirtschaftliche Nutzung auf dem
Grundstiick Flst. Nr. 2490 vorhanden ist und somit Bestandsschutz
besteht. Entgegen den Ausfiihrungen in der Begrindung zum Be-
bauungsplan unter Ziffer 12.1 ist eine landwirtschaftliche Nutzung
bzw. eine Nutzung zur Schweinehaltung ohne weiteres und mit ge-
ringem Aufwand wieder moglich. Bereits im vorausgegangenen
Verfahren zur 3. Anderung hat das Landwirtschaftsamt das Bauamt
aufgefordert, den Umfang (Zahl der Schweine) der Baugenehmi-
gung zu gquantifizieren, woraus sich dann ein Anhaltswert fur die
Immission ergibt und die notwendigen Abstandsflachen. Dies ist

weiterhin noch nicht erfolgt und geklart.

Mit diesen Fragen hat sich die Gemeinde im Rahmen der jetzigen Be-
bauungsplananderung ebenfalls nicht beschaftigt, obwohl der Nut-
zungskonflikt offenkundig ist.

Erganzend wird auf das Vorbringen und die Stellungnahmen im Rah-
men der 3. Anderung bzw. der beiden Normenkontrollverfahren verwie-
sen. Insbesondere hat der VGH Mannheim im ersten Normenkontrollur-
teil vom 29.06.2016 — 8 S 1597/13 — zur 3. Anderung auf Seite 14 des
Urteils auf die Konfliktsituation und die Beeintrachtigungen fur die in ei-
nem Dorfgebiet zulassigen landwirtschaftlichen Nutzungen hingewie-

sen.

. Festzuhalten ist, dass nach der Schalltechnischen Untersuchung vom
14.05.2018 — auch im Hinblick auf die gednderten Berechnungsgrund-
lagen fur den Schienenverkehr seit dem Jahr 2015 — sich die Larmkon-
fliktsituation gegeniiber der Schalltechnischen Untersuchung im Rah-
men der 3. Anderung verschlechtert hat (Erhéhung! der Beurteilungs-

pegel).
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Dariiber hinaus sind im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung
Annahmen getroffen (z.B. wird auf Seite 9 der Untersuchung davon
ausgegangen, dass 80 % der Fahrzeuge auf leisere Verbundstoffklotz-
bremsen umgeristet sind), ohne dass diese belegt oder als gegeben
dargelegt sind.

Eine Konfliktlésung erfolgt im Rahmen der Bebauungsplanung nicht. Es
wird lediglich auf passive Schallschutzmalnahmen verwiesen, die im
vorliegenden Bebauungsplanentwurf nicht hinreichend umgesetzt und

im Ubrigen auch nicht umsetzbar sind.

Aus der anlasslich des anhéngigen Normenkontrollverfahrens zum Be-
bauungsplan 4. Anderung eingeholten Stellungnahme der Méhler und
Partner Ingenieure AG vom 12.10.2020 ergeben sich keine anderweiti-
gen Gesichtspunkte; in diesem Zusammenhang wird auch auf die
schriftsdtzlichen Ausfiihrungen hierzu im Normenkontrollverfahren - 8 S
2898/19 — verwiesen.

. Das erstellte Gutachten zeigt eine hohe artenschutzrechtliche Wertig-
keit des Gebiets auf, insbesondere fiir die Vogelwelt sowie Kaferarten

und Fledermause.

Entgegen der Annahme im Gutachten sind im Rahmen einer Umset-
zung der Bebauungsplanung die Verbotstatbestéinde gemaR § 44
BNatSchG tangiert. Die vorgeschlagenen CEF-Mafinahmen sind in die-

sem Zusammenhang nicht statthaft und ausreichend.

. Befremdlich ist, dass die Gemeinde jetzt eine Umweltprifung fir das
Gesamtgebiet beabsichtigt, nachdem - ohne sachgerechie Untersu-
chung und auf Basis eines unwirksamen Bebauungsplans 3. Anderung
- ca. 2/3 des ,Marrbacher Oschle" bebaut wurden und damit wertvolle
Natur und Umwelt zerstért wurde. Dies umso mehr, als — auch durch
entsprechende Hinweise der Fachbehérden — von Anfang offenkundig
war, dass ein Verfahren nach § 13a BauGB unzul3dssig ist. Offensicht-
lich sollten und wurden in der Vergangenheit Fakten geschaffen, um ei-

nen Konflikt mit Natur und Umweltbelangen zu vermeiden, weil andern-




falls — bei einer ordnungsgemafien Umweltprifung von Anfang an —
sich herausgestellt hatte, dass eine Bebauung des ,Marrbacher Oschle"

nicht maglich ist.

Der Umweltbericht vom 27.07.2021 ist methodisch fehlerhaft, nachdem
dort als ,Bestand“ der Bebauungsplan ,Marrbachéschle* aus dem Jahr
1983 (Abb. 16 des Umweltberichts) zugrunde gelegt wurde (vgl. Seite
29 des Umweltberichts). Dies fiihrt zwangslaufig zu falschen Ergebnis-
sen bei der hierzu angestellten Oko-Punkte-Betrachtung; richtigerweise

ist vom Ist-Zustand auszugehen.

Erganzend wird auf das bisherige Vorbringen und die Stellungnahmen im
Rahmen der 4. Anderung bzw. die Schriftsétze des Unterzeichners in dem
beim VGH Mannheim anhéngigen Normenkontrollverfahren - 8 S 2898/19
— verwiesen, soweit sich diese nicht unmittelbar auf die Unzuldssigkeit des
Verfahrens nach § 13a BauGB beziehen und ein soiches im erganzenden

Verfahren nicht mehr durchgefiihrt wird.
Fir Riickfragen stehen wir gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiRen




Landratsamt Goppingen * Postfach 809 * 73008 Goppingen

Bebauungsplan ,Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) — 4. Anderung*
in Gingen

hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB zum erneuten erganzenden Verfah-
ren

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Landratsamt nimmt zu dem Entwurf des 0.g. Bebauungsplans wie folgt
Stellung:

l. Umweltschutzamt
Naturschutz

Zu dem oben bezeichneten Bebauungsplan wird von der Unteren Natur-
schutzbehoérde (UNB) nach Anhoérung des Naturschutzbeauftragten wie folgt
Stellung genommen:

Es bestehen keine grundsatzlichen Bedenken gegen den o.g. Bebauungs-

plan, insofern

» die planungsrechtlichen Festsetzungen 9. (Flachen oder Malnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft) und 11. (Anpflanzungen von Baumen, Strauchern und sonstige
Bepflanzungen)

« die ortlichen Bauvorschriften 1. (AuRere Gestaltung baulicher Anlagen)
sowie

+ die Hinweise 11. (MaRnahmen gegen Vogelschlag) und 12. (Verbot
Schottergarten)

beachtet und umgesetzt werden.

Auf die Stellungnahmen der UNB vom 06.04.2017, 21.08.2018 und
20.09.2021 wird entsprechend verwiesen.

LANDKREIS
GOPPINGEN

Datum
09.01.2023

Bauamt

Aktenzeichen
21 C621.41

Zusténdigq fiir Ihr Anliegen

Dienstgebaude
Lorcher StralRe 6
73033 Goppingen

Zimmer
Telefon
Telefax

E-Mail
bauamt@lkgp.de

Landratsamt Goppingen
Lorcher Stralle 6
73033 Goppingen

Telefon 07161 202-0
Telefax 07161 202-1199
www.landkreis-goeppingen.de

Offnungszeiten:

Montag 08.00 — 15.30 Uhr
Dienstag  07.30 — 12.00 Uhr

13.30 - 15.30 Uhr
Mittwoch ~ 07.30 — 12.00 Uhr

Donnerstag 07.30 — 12.00 Uhr
13.30 - 17.30 Uhr

Freitag 07.30 — 12.00 Uhr

Bankverbindung:

Kreissparkasse Goppingen

IBAN: DE87 6105 0000 0000 0000 79

BIC: GOPS DE 6G

USt-ID:
DE145469354

Informationen zum Datenschutz:
www.lkgp.de/ds-info



Weitere Hinweise

Grundsatzlich wird es begriflt, dass neben der Festsetzung des Rodungszeitpunktes sowie der
Baufeldfreimachung auf den Zeitraum vom 01.Oktober bis 28.Feburar, zusatzlich die Baume vor
Rodung auf Winterquartiere von Fledermause zu Uberprufen sind (vgl. Festsetzungen 9 im Textteil
des o.g. Bebauungsplans).

Die uNB weist darauf hin, dass diese Kontrolle von einer fachlich versierten Person bzw. einem
Gutachterbtiro durchzufihren ist. In Abhangigkeit der Ergebnisse sind hier ggf. weitere artenschutz-
rechtliche Vermeidungsmalinahmen bzw. CEF-MalRnahmen umzusetzen. Es wird darauf hingewie-
sen, dass fir die artenschutzfachliche Kontrolle der zur Rodung vorgesehenen Baume auf mdgliche
Winterquartiere von Fledermausen ein entsprechend fachlich geeigneter und planerisch effizienter
Zeitpunkt zu wahlen ist. Ggf. kann es bereits vorab der Rodungen notwendig werden, artenschutz-
rechtliche VermeidungsmafRnahmen, wie bspw. das Verschlieen von geeigneten Offnungen/Baum-
héhlen etc. umzusetzen, um bei den Baumrodungen nicht die Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1
i.V.m. Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz auszulésen. In Abhangigkeit der Ergebnisse kbénnen zudem
umfangreichere artenschutzrechtliche Vermeidungs- oder CEF-MaRnahmen umzusetzen sein.

Insbesondere die hochwertige Streuobstwiese weist aufgrund ihres alten Baumbestand ein hohes
artenschutzfachliches Hapitatpotential auf. Einige dieser Baume weisen eine Vielzahl an Baumhoh-
len, Rindenabbriche etc. (Vogel und Fledermause) auf, ein Teil der Bdume wurden zudem aufgrund
ihres Mulmmaterials und der Insektenspuren bereits Stand 2017 als ,holzkafer-verdachtigt® einge-
stuft. Weiter wird darauf hingewiesen, dass gemaf der Festsetzung Nr. 9 (vgl. Textteil des 0.g. Be-
bauungsplanes) die potentiell von geschiitzten holzbewohnenden Kafern als Larvenhabitat genutz-
ten Baume (vgl. die im Plan gekennzeichneten Badume) vorrangig zu schitzen und zu erhalten sind.
Ist dies nicht umsetzbar, ist eine weitere artenschutzrechtliche Untersuchung durchzufihren und
geeignete arten-schutzrechtliche MalRnahmen umzusetzen. Nach Einschatzung der UNB wird es
voraussichtlich nicht umsetzbar sein, die Habitatpotentialbdume auf privaten Flachen zu erhalten.
Das ggf. notwendige Versetzen des betroffenen Stammes in eine geeignete Ersatzflache ist nur
mdglich wenn der Bauherr eine entsprechende Flache zur Verfligung stellen kann. Aus Sicht der
UNB kann bei privater Grundflache nicht zweifelsfrei davon ausgegangen werden, dass eine geeig-
nete Ersatzflache zur Verfliigung gestellt werden kann. Es wird hier dringend das Bereitstellen von
gemeindeeigenen Flachen als mogliche geeigneten Ersatzflache empfohlen, um einen artenschutz-
rechtlichen Konflikt auf Ebene des Bauvorhabens zu vermeiden.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass die artenschutzrechtlichen Untersuchungen bereits im Frih-
jahr 2017 durchgefuhrt wurden. Die Habitateignung des alten Baumbestandes innerhalb der hoch-
wertigen Streuobstwiese, insbesondere das Vorliegen von naturlichen Baumhéhlen und den Bau-
men mit entsprechenden Totholzanteil und Mulmmaterial ist aus Sicht der UNB bei den Bauvorha-
ben, bei welchen Baumrodungen unausweichlich sind, erneut zu Gberprifen. Grundsatzlich wird da-
rauf verwiesen, dass der Bauherr dafur verantwortlich ist, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
bei Umsetzung der Bauvorhaben eingehalten werden. Zu diesen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
zahlt u.a. das Artenschutzrecht gemafl Bundesnaturschutzgesetz. Aus Sicht der UNB ist es flir den
0.g. Bebauungsplan ,"Marrbacher Oschle (Marrbachdschle) - 4. Anderung" dringend zu empfehlen,
dass die Gemeinde Gingen den Bauherren einen entsprechenden hinreichenden artenschutzrecht-
lichen Hinweis u.a. auf die notwendigen Artenschutzuntersuchungen und ggf. notwendigen umzu-
setzende MalRnahmen bezlglich der Fledermause und Holzkafer Gbermittelt. Bei den kiinftigen Ein-
zelbauvor-haben ist in diesen Fallen die UNB zu beteiligen, die mdglichst frihzeitige Abstimmung
mit der UNB wird empfohlen. Der hier notwendige fachgutachterliche Bericht ist der UNB vorab zur
Prifung einzureichen.

Im Umweltbericht (mquadrat kommunikative Stadtentwicklung vom 19.10.2021) werden im Kapitel
7.2.2. ,[Ermittlung des Kompensationsdefizits“ (Schutzgut Arten und Biotope) u.a. die planinterne
MaRnahme M 15 (AM) (Pflanzung Einzelbaume (23) auf privaten Grundflachen) mit einer Gesamt-
bilanz von 11.960 Okopunkten angerechnet. Vgl. hierzu die planungsrechtliche Festsetzung 11
(Textteil des 0.g. Bebauungsplans), bei der je Baugrundstiick ein hochstammiger Streuobstbaum zu



pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten ist. Aus Sicht der UNB kann die tatsachliche Reali-
sierung der MalRnahme M 15 und damit der notwendige Ausgleich auf privaten Flachen nicht garan-
tiert werden. Es liegt hier in der Verantwortung der Gemeinde Gingen die tatsachliche Realisierung
bzw. die tatsachliche Pflanzumsetzung zu kontrollieren und einzufordern bzw. sicherzustellen. Alter-
nativ mussten aus Sicht der UNB bei nicht erfolgter Umsetzung das offene Ausgleichsdefizit durch
andere planinterne oder —externe Kompensationsmaflnahmen ausgeglichen werden oder Uber ein
noch verflgbares Okokonto der Gemeinde Gingen abgebucht werden.

Die UNB empfiehlt, dass die festgesetzte offentliche Grinflache blitenreich und insektenfreundlich
(Bluhflache mit heimischen Arten) gestaltet wird und dauerhaft naturnah gepflegt wird.

Oberflachengewésser

Die Anregungen und Hinweise aus der vorherigen Beteiligung zum Textteil wurden berucksichtigt.
Es besteht daher Einverstandnis mit dem Planentwurf.

Altlasten, Abfall und Bodenschutz

Auf die Stellungnahmen vom 21.07.2017, 21.08.2018 und 20.09.2021 wird verwiesen.

Im Hinblick auf Grundwasserschutz und Abwasserbeseitigung werden keine Anregungen vorge-
bracht.

Immissionsschutz

In Abweichung zu den bisherigen Planungen soll neben dem allgemeinen Wohngebiet ein dorfliches
Wohngebiet (anstelle eines Dorfgebiets) ausgewiesen werden.

Wegen der Verlarmung des Plangebiets durch die Bahnstrecke Stuttgart-Ulm in nur 40 m Nahe
wurden Schalltechnische Untersuchungen angestellt.

Larm

Die Schalltechnische Untersuchung des Ingenieurbiiros Méhler+Partner vom 14.05.2018 2018, be-
zieht sich auf das nach wie vor vorgesehene Allgemeine Wohngebiet und das Dorfgebiet, was ur-
sprunglich vorgesehen war und setzt dementsprechend LarmschutzmalRnahmen zur Einhaltung der
Anforderungen nach DIN 4109-1:2018-01 vor.

Daruber hinaus gibt es eine gutachterliche Stellungnahme des Ingenieurbiros Méhler+Partner In-
genieure AG vom 02.04.2022 zur Schutzbedirftigkeit des nun geplanten doérflichen Wohngebiets.
Hierauf wird aber im Textteil zum Bebauungsplan nicht verwiesen. Das Gutachten liegt dem Land-
ratsamt auch nicht vor, weshalb zum Thema Larmeinwirkungen auf das doérfliche Wohngebiet keine
Ausfuhrungen angestellt werden kénnen.

Magnetische Felder

Wegen der unmittelbaren Nahe des Plangebiets zur elektrischen Oberleitung der Bahnstrecke Stutt-
gart-Ulm ist laut Stellungnahme der Deutschen Bahn AG mit einer Beeinflussung durch magnetische
Felder zu rechnen.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind Niederfrequenzanlagen so zu betreiben,
dass sie in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die zum nicht nur voriibergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind, bei héchster betrieblicher Anlagenauslastung die im Anhang 1a der Ver-
ordnung Uber elektromagnetische Felder - 26.BImSchV -genannten Grenzwerte nicht tGberschreiten.
Da die Oberleitung schon lange besteht, sind die méglichen Auswirkungen des magnetischen Fel-
des der Oberleitung auf das Plangebiet zu ermitteln.



Il. Bauamt

|. Planungsrechtliche Festsetzungen

Zu 2. Mal} der baulichen Nutzung - Héhe der baulichen Anlagen

Textfassung: ,Die Bezugshdhe...beschreibt lediglich die Héhenlage des Gesamtgebaudes..."

Der Begriff Gesamtgebaude bezieht sich wohl auf alle Hauptgebaude, damit auf Doppelhauser,
Hausgruppen usw. m.E. ware der Begriff Gebaude als ausreichend zu erachten.

Textfassung: ,Die Gebaudehdhe (Gh max.) ist als héchster Punkt des Gebaudes definiert.”
Beispielsweise beim Pultdach ware dies der héchste Punkt des Dachvorsprings und nicht der
Schnittpunkt AuRenhaut mit Aulenwand. (Hinweis: Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Solar-
energienutzung)

Textfassung: ,Zur Gliederung des Baukdrpers muss bei Pultdachgebauden die Hauptfassade ab der
max. zuldssigen Traufhéhe um mindestens 1,5m zuriickspringen.*

Der Begriff Hauptfassade bezieht sich auf die Firstseite (siehe Schemaschnitt), m.E. nicht die Gie-
belseiten.

Zu 4. Uberbaubare und nicht Giberbaubare Grundstticksflachen

Durch die Zulassung baulicher Anlagen, welche keine Gebaude sind, auch auf den nicht Gberbau-
baren Grundsticksflachen mit bis zu 10% nicht Uberbaubarer Grundstlicksflachen, sollte m.E. ein
Nachweis Bestandteil des Bauantrags sein bzw. aus den Bauvorlagen hervorgehen.

Zu 8. Wohneinheiten

Der Begriff Wohneinheit beschreibt nicht deren Gréle und trifft insoweit keine Beschrankung in der
Nutzung hinsichtlich der Nutzeranzahl, somit sind kleine Wohneinheiten, in der friheren Bezeich-
nung Einliegerwohnung, grolRen Wohneinheiten wie Wohngemeinschaften gleichgestellt.
Grundsatzlich schlielt die Begrenzung auf 2 WE die Nutzung im Sinne von Mehrfamilienwohnhau-
ser aus.

Zu 10. LarmschutzmalRnahmen
Durch die Festsetzung bleibt die Umsetzung in der Verpflichtung des Eigentiimers, des Antragstel-
lers bzw. des Bauherrn.

II. Ortliche Bauvorschriften

Zu 1. AuRere Gestaltung baulicher Anlagen -Dachform und Dachneigung Hauptgebaude
Textfassungen: ,Flachige Anlagen zur Energiegewinnung mussen bei SD, WD und PD... in ihrer
Hoéhenlage nur konstruktivbedingt und maximal 0,5m Uber diese hinausragen:*

,Bei Flachdachern sind Aufstanderungen mit einer maximalen Hohe von 1,0m zulassig."

Flachige Anlagen zur Energiegewinnung sind damit als gesonderte technische Anlagen anzusehen
und sind nicht Bestandteil des Bauteils Dach, insbesondere fallen diese nicht unter die Definierung
hdchster Punkt des Gebaudes.

Dachaufbauten

Textfassung: ,Dachaufbauten auf einer Dachflache sind in Form und Dimension einheitlich zu ge-
stalten und nicht kombiniert moglich.”

Das Doppelhaus stellt baurechtlich ein Gebaude dar, insoweit werden die beiden Doppelhaushalften
mit einer Dachflache gestaltet.

Zu 3.Einfriedigungen

Textfassung: ,Mauern, Stlitzmauern und feste Einfriedigungen sind an der Grundstlicksgrenze bis
zu einer Héhe von 0,5m zulassig. Héhere Aufschittungen missen angebdscht werden.*

Feste Einfriedigungen bzw. Einfriedungen stellen auch Mauern dar.

Satz 2 bezieht sich wohl auf Stitzmauern.



Textfassung: ,Filigrane, durchlassige Zaume (z.B. Doppelstabmattenzaun) sind an der Grundstlicks-
grenze bis 1,0m Héhe zulassig.

Zaune stellen Einfriedungen dar, insoweit ist diese Textfassung m.E. als Ausnahme anzusehen.
Hecken sind keine feste bzw. toten Einfriedungen!

Textfassung: ,Hecken und fest, blickdichte Element sind bis 1,80m Héhe zulassig...”
Auch feste, blickdichte Elemente entlang Grundsticksgrenzen kénnen dem Begriff Einfriedungen
zugeordnet werden; insoweit wiederum Ausnahme!

Zu 4 .Stellplatze

Textfassung: ,Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplatze herzustellen.”

M.E. sollten in Abhangigkeit der Wohneinheitsgrélie bzw. der Wohnflache die Anzahl der Stellplatze
bestimmt werden.

I1l. Hinweise

Zu 2. Bahnlinie

Textfassung: ,In unmittelbarer Nahe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitun-
gen...”

wunserer® ist m.E. durch ,der” zu ersetzen

Zu 9. Uberschwemmungsgebiete, Risikogebiete
Sofern eine HQ-Betroffenheit vorliegt, sind die Flachen im Lageplan darzustellen.

Aus rechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass von den 6rtlichen Bauvorschriften nur unter den
sehr engen Voraussetzungen des § 56 Landesbauordnung flr Baden-Wirttemberg (LBO) befreit
werden kann. Es wird angeregt zu Gberprifen, ob weniger restriktive Festsetzungen sinnvoll waren.

Ill. Landwirtschaftsamt

Seit der letzten Anhérung ist nun geplant, das nérdliche Vorhabengebiet als Dorfliches Wohngebiet
zu entwickeln. Es wird davon ausgegangen, dass entsprechend den immissionsschutzrechtlichen
Vorgaben an ein Dorfgebiet auch hier Immissionswerte bis 15 % zulassig sind. Ein entsprechender
Hinweis im Textteil des Bebauungsplanes wirde begruft werden, um spatere Konflikte zu vermei-
den.

Mit freundlichen GriiRen
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Erginzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB zum Bebauungsplan

»Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)* - 4. Anderung.

Hier: Stellungnahme und Einwendungen im Rahmen der Beteiligung der
Offentlichkeit gemif3 §3 Abs.2 BauGB (Bekanntmachung vom
24.11.2022)

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir vertreten in dieser Angelegenheit

Herrn als Eigentdi-

mer der Grundstlicke Flst. Nr. 2481/2 und 2481/3,

Herrn als Eigentlimer

des Grundstiicks Flurstlick Nr. 2490, sowie



Herrn

als Eigentimer des

Grundstlcks Flurstiick Nr. 2491.

Samtliche Grundstiicke liegen innerhalb des Bebauungsplandnderungsgebiets

der 4. Anderung des Bebauungsplanes ,Marrbacher Oschle (Marrbachéschle)“.

Namens und in Vollmacht unserer Mandanten werden im Zuge der Offentlich-

keitsbeteiligung gegen die beabsichtigte Bebauungsplananderung im ergén-

zenden Verfahren folgende Einwendungen vorgebracht:

1.

In der Begriindung zum Bebauungsplan ist die planungsrechtliche Situation
in Ziffer 1. unzutreffend dargestellt. Danach sei mit der 3. Bebauungs-
plandnderung (Bereich BahnhofstraRe bis Hohe Dammstrafde 33) die
neuen Planungsvorstellungen angepasst worden. Wie im Weiteren auch in
der Begriindung des Bebauungsplans ausgefiihrt, wurde die 3. Bebauungs-
plananderung durch den Verwaltungsgerichtshof im Rahmen einer Nor-
menkontrolle fiir unwirksam erklart. Die Planvorstellungen und die Festset-
zungen der 3. Bebauungsplandanderungen sind damit nicht existent und
kénnen nicht argumentativ fir die verfahrensgegensténdliche 4. Bebau-
ungsplananderung Berticksichtigung finden. Erfolgt dies gleichwohl — wie
im vorliegenden Verfahren 4. Anderung der Fall — bedingt dies nicht sach-

gerechte Annahmen und Zielsetzungen im vorliegenden Verfahren.

Dariiber hinaus enthélt die Begrliindung Ausfiihrungen, die ausschliefilich
den Bereich der unwirksamen 3. Bebauungsplandnderung betreffen, z.B.
die hergestellten beiden Ringstrafien sowie den erfolgten Ausbau der
Donzdorfer StrafRe (ab Bahnhofstrafie bis kurz vor Einmindung Ludwig-

strafe). Diese Ausfilhrungen betreffen Sachverhalte aufserhalb des
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Bebauungsplangebiets und fiir vorliegendes Verfahren nicht von Relevanz;
offensichtlich soll hierdurch eine stadtebauliche Konzeption konstruiert
werden, obwohl eine wirksame Bebauungsplanung hierfiir nicht gegeben

ist.
II1.

1. Der Bebauungsplan ,,Marrbachéschle“ aus dem Jahr 1983 sieht einen Aus-
bau der Donzdorfer Strafse mit einer Breite von 5,50 m bzw. 6,5m und beid-
seitigem Gehweg mit je 1,50 m Breite vor. Der zur Herstellung des Strafsen-
ausbaus erforderliche ,,Flaichenkorridor wurde durch den Bebauungsplan
»Marrbachdschle” 1983 zu gleichen Teilen auf die slidwestlich und norddst-
lich der Donzdorfer Strafde gelegenen Flurstiicke verteilt, so dass auf beiden
Seiten fur den Strafenausbau eine Flacheninanspruchnahme von 2,5 m
Breite resultiert hatte. Eine Lastengleichheit war durch den damaligen Be-

bauungsplan und seine Festsetzungen gewahrleistet.

Der Entwurf zur 4. Anderung im ergénzenden Verfahren verletzt nunmehr
den mit der Bebauungsplanung aus dem Jahr 1983 gewahrleisteten Grund-
satz der Lastengleichheit. Dies unabhangig von dem Bebauungsplan zur
»~Aufhebung von Teilbereichen des Bebauungsplans Marrbacher Oschle

(Marrbachoéschle)”.

Die sich aus der Verringerung der Ausbaubreite ergebenden Flachenvorteile
werden jedoch nicht paritdtisch, sondern einseitig verteilt, so dass die
Grundstiicke slidwestlich der Donzdorfer Strafde weiterhin durch die vorge-
sehene 4. Anderung von einer flichenméfigen Inanspruchnahme fiir den
Ausbau der Donzdorfer Strafie ausgenommen werden. Dies ist weder be-
griindet noch lasst sich dies stadtebaulich rechtfertigen. Dies umso mehrals
die Grundstiicke Donzdorfer Strafe 25 bis 29 ihre Erschlieung ausschlief3-

lich Uber die Donzdorfer Strafse erhalten.
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Die vorgesehene 4. Anderung des Bebauungsplans verletzt damit das Gebot
der Lastengleichheit. Diese Thematik wird nicht, auch nicht in der Begriin-

dung des Bebauungsplans, behandelt bzw. beriicksichtigt.

Obgleich die vormals geplante Ringstraie im Entwurf (Plandatum:
12.11.2018/19.10.2021/09.09.2022) nicht mehr enthalten ist, so werden
das Flurstiick 2481/3, und in besonderem Mafde das Flst. Nr. 2490, hinsicht-
lich der Festsetzung von 6ffentlichen Verkehrsflachen Gber Geblihr belastet,
angeblich um das Flst. Nr. 2487 zu erschliefien. Das Grundsttick Flst. Nr.
2487 ist jedoch bereits (iber die Donzdorfer Strafse erschlossen und wird
dariiber hinaus (iber den bereits vorhandenen Dammweg zuséitzlich er-
schlossen, so dass es einer bauplanerischen Inanspruchnahme von Dritt-

grundstiicken zu dessen Erschliefsung nicht bedarf.

Ein unterstellter vermehrter Parkplatzbedarf (vgl. Ziffer 10 auf Seite 7 der
Bebauungsplanbegriindung) besteht nicht (dies ist im Ubrigen auch nicht
belegt bzw. untersucht); entsprechend ist auch die Ausweisung von zuséatz-
lichen o6ffentlichen Parkplédtzen entlang der Donzdorfer Strafée nicht erfor-
derlich. Eine weitergehende Bebauung als durch den Bebauungsplan ,Marr-
bachdschle” aus dem Jahr 1983 wird durch den Bebauungsplan 4. Ande-
rung nicht ermaglicht; damit sind auch keine zusatzlichen éffentlichen Park-
platze erforderlich, zumal der Individualverkehr mittels Pkw zukiinftig auf-

grund der vorgegebenen politischen Zielsetzungen abnehmen wird.

Soweit die plan- und Verkehrskonzeption mit der Fortsetzung der bereits
teilweise ausgebauten Donzdorfer Strafde begriindet wird (12.8 der Begriin-
dung), tragt diese Annahme nicht, da diese Mafsnahmen auf Basis eines
rechtskraftig unwirksamen Bebauungsplans realisiert wurden. Solche

rechtswidrigen Mafinahmen sind nicht geeignet, eine solche
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Verkehrskonzeption (Parkplatze und Fufdweg auf der Ostseite der Donzdor-

fer Strafse) weiterhin zu rechtfertigen.

2. Die vorgesehenen Festsetzungen hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung

sind nicht sachgerecht und stadtebaulich nicht zu rechtfertigen.

a) Der bereits im Rahmen der 3. Anderung gedufierte Konflikt zwischen
den in einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) zuldssigen Nutzungen ei-
nerseits und einem Dorfgebiet (MD) andererseits besteht auch im Rah-

men der jetzigen 4. Anderung weiterhin.

Zu erwartende Immissionskonflikte zwischen dem nunmehr ,,grofsfla-
chig” vorgesehenen dorflichen Wohngebiet (MDW) und dem angrenzen-
den Allgemeinen Wohngebiet (WA) wurden nicht untersucht und nicht

gelost.

Dariiber hinaus verkennt die Gemeinde die Immissionskonfliktlage,
wenn darauf abgestellt wird, dass derzeit keine landwirtschaftliche Nut-
zung auf dem GrundstUck Flst. Nr. 2490 stattfinde (vgl. 12.1 Begriindung
zum Bebauungsplan). Bekanntlich besteht nach wie vor eine wirksame
Baugenehmigung fiir eine landwirtschaftliche Nutzung (Schweinehal-
tung). Dies umso mebhr, als der Eigentliimer bzw. dessen Sohn beabsich-
tigen, zeitnah die Schweinehaltung wieder aufzunehmen. Es wurden be-
reits Gesprache mit dem Landwirtschaftsamt und dem Veterindramt ge-
fiihrt und die zu ergreifenden Mafinahmen zur Wiederaufnahme der
Schweinehaltung unter Einhaltung des Tierwohlindex Klasse 4 abge-
klart. Bauliche Veranderungen am Stallgebaude sind nicht vonnéten, so
dass auch der - eigentlich im Hinblick auf die Bauleitplanung irrelevante
- Einwand bzgl. des Denkmalschutzes verfehlt ist. Um eine Schweine-
haltung gemafs Tierwohlindex Klasse 4 zu erzielen, ist es unabdingbar,

dass das Flst. 2490 als Wiese fiir Freilauf und zur Futtergewinnung
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nutzbar bleibt und nicht bebaut wird. Die unterstellte Nutzung als Lager

ist insoweit unzureichend.

Ein daraus resultierender Immissionskonflikt mit einer angrenzenden

Wohnnutzung (WA) wurde nicht untersucht und ist somit nicht geldst.

Entsprechendes gilt auch in Bezug auf die auf der Westseite der Donz-
dorfer Strafde vorhandene Wohnbebauung sowie die nordéstlich gelege-

nen Wohngebaude Donzdorfer Strafse 37 und 41.

Die Festsetzung eines MDW ist daher fiir das Grundstiick Flst. Nr. 2490
nicht sachgerecht und stadtebaulich nicht zu rechtfertigen. Es wird da-
her beantragt, fir dieses Grundstiick die Festsetzung eines Dorfgebiets

(MD) - wie bisher — beizubehalten.

Zusatzlich rickt das WA, welches im siidlichen Bereich des Bebauungs-
plangebiets vorgesehen ist, noch ndher an den landwirtschaftlichen Be-
trieb auf dem Flst. Nr. 2490 heran, weil die im Rahmen des Bebauungs-
plans aus dem Jahr 1983 als Dorfgebiet (MD) festgesetzte Flachen, wie
auch bereits im Rahmen der 3. Anderung ausgefihrt, im stdlichen Be-

reich nunmehr als WA festgesetzt werden sollen.

Das Landratsamt Goppingen — Bauamt — hat bereits im Rahmen der vor-
herigen Bebauungsplanung darauf hingewiesen, dass eine nach wie vor
glltige Baugenehmigung fir eine landwirtschaftliche Nutzung auf dem
Grundstlck Flst. Nr. 2490 vorhanden ist und somit Bestandsschutz be-
steht. Entgegen den Ausfiihrungen in der Begriindung zum Bebauungs-
plan unter Ziffer 12.1 ist eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. eine Nut-
zung zur Schweinehaltung ohne weiteres und mit geringem Aufwand
wieder moglich; der Eigentlimer bzw. dessen Sohn beabsichtigen daher

auch eine Schweinehaltung zeitnah wieder aufzunehmen.

Seite
6/12



Bereits im vorausgegangenen Verfahren zur 3. Anderung hat das Land-
wirtschaftsamt das Bauamt aufgefordert, den Umfang (Zahl der
Schweine) der Baugenehmigung zu quantifizieren, woraus sich dann ein
Anhaltswert flr die Immission ergibt und die notwendigen Abstandsfla-

chen. Dies ist weiterhin noch nicht erfolgt und geklart.

Mit diesen Fragen hat sich die Gemeinde im Rahmen der jetzigen Bebau-
ungsplananderung ebenfalls nicht beschaftigt, obwohl der Nutzungskonflikt

offenkundig ist.

Der VGH Mannheim hat dies bereits im Normenkontrollurteil vom
29.06.2016 — 8 $1597/13 — (zur 3. Anderung) auf Seite 14 thematisiert und
auf die Konfliktsituation und die Beeintrachtigungen fiir die in einem Dorf-
gebiet zuldssigen landwirtschaftlichen Nutzungen hingewiesen. Entspre-

chendes gilt im Hinblick auf die baugenehmigte Schweinehaltung.

. Die La&rmimmissionskonfliktlage, insbesondere in Bezug auf den Bahnver-

kehrslarm, ist nicht ausreichend und sachgerecht gelost.

Im Rahmen der Voruntersuchung im Jahr 2011 (Bericht 050-3352) wurden
2 Varianten (Wall-Wand und Larmschutzwand) — jeweils bis Bahnkilometer
53,175 km - untersucht. Die Untersuchung erfolgte fir das gesamte Gebiet
entsprechend dem Bebauungsplan 1983. Durch die Verkleinerung des Ge-
biets im Zuge der 3. Anderung und dem hierzu erstellten Gutachten 070-
3889-2 vom Dez. 2012 beschrénkte sich die Betrachtung auf dieses ent-

sprechend verkleinerte Gebiet.

Auf diesen Bericht vom Dez. 2012 wird im fiir die 4. Anderung erstellten Be-
richt 070-5772-01 vom Mai 2018 Bezug genommen und der Betrachtung

die im Rahmen der 3. Anderung gebaute L3armschutzwand bis
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Bahnkilometer 53,3 km, also bis zur Unterflihrung, als Grundlage fiir die Un-

tersuchungen verwendet.

Eine gebotene erweiterte Untersuchung bis zu Bahnkilometer 53,175 km
wurde nicht vorgenommen. Entsprechendes ist auch nicht im Rahmen der
Stellungnahme vom 02.04.2022 erfolgt, da sich diese Stellungnahme allein
damit beschéftigt, ob im Hinblick auf die beabsichtigte Festsetzung MWD
sich dadurch erhéhte Anforderungen ergeben. Diese Stellungnahme ist in-
haltlich unzutreffend, weil eine dort angenommene ,,Gleichstellung hin-
sichtlich der Schutzbedrftigkeit“ nicht gerechtfertigt ist (so aber in der Stel-
lungnahme IB Méhler + Partner vom 02.04.2022 auf Seite 4 Mitte); dieser
Ansatz ist verfehtt. Tatsachlich ist einem MDW ein erhdhter Schutzanspruch

Zuzumessen.

Festzuhalten ist, dass die in der Stellungnahme IB Méhler + Partner vom
04.07.2022 erwéahnte Stellungnahme vom 12.08.2012 nicht ausgelegt
wurde und auch nicht sonst zur Verfiigung steht. Soweit in der Stellung-
nahme vom 04.07.2022 aufgrund der bestehenden Schallschutzwand eine
Pegelminderung von mindestens 6 bis zu Uiber 12 db(A) am norddstlichen
Rand behauptet wird, ist dies inhaltlich nicht dargelegt. Dariiber hinaus zeigt
die Pegeldifferenzkarte auf, dass sehr unterschiedliche Pegelminderungen
im Gebiet bestehen. Die Pegeldifferenzkarte trifft dagegen keine Aussage,

ob ausreichender Schallschutz im gesamten Gebiet besteht.

In Anlage 5.3 des Berichts 070-5772-01 vom Mai 2018 wird der Wert 50
dB(A) nur in glinstig gelegenen Bereichen erzielt, dagegen sind weite Teile
héher larmbelastet, bis zu einem Wert von 70 dB(A).

Beriicksichtigt man weiter die Betrachtung des Bestands (vgl. Anlage 2.2 der
Voruntersuchung im Jahr 2011 (Bericht 050-3352) vor Errichtung der
Schallschutzwand bis km 53,3) ist in weiten Bereichen der 4. Anderung nur

eine Verbesserung um 5 dB(A) zu verzeichnen.
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Soweit das IB Mdhler + Partner in seiner Stetlungnahme vom 12.10.2020
darauf hinweist, dass in Bezug auf die 4. Anderung noch eine Uberstands-
lange von 40 m gegeben sei, ist diese Beurteilung nicht geeignet einen aus-

reichenden und sachgerechten Schallschutz zu belegen.

Weiter ist darauf hinzuweisen, dass nach der Schalltechnischen Untersu-
chung vom 14.05.2018 - auch im Hinblick auf die gednderten Berechnungs-
grundlagen fiir den Schienenverkehr seit dem Jahr 2015 - sich die Larm-
konfliktsituation gegeniiber der Schalltechnischen Untersuchung im Rah-

men der 3. Anderung verschlechtert hat (Erhéhung der Beurteilungspegel).

Dariiber hinaus sind im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung An-
nahmen getroffen (z.B. wird auf Seite 9 der Untersuchung davon ausgegan-
gen, dass 80 % der Fahrzeuge auf leisere Verbundstoffklotzbremsen umge-

ristet sind), ohne dass diese belegt oder als gegeben dargelegt sind.

Eine Konfliktlosung erfolgt im Rahmen der Bebauungsplanung nicht. Es wird
lediglich auf passive Schallschutzmafinahmen verwiesen, die im vorliegen-
den Bebauungsplanentwurf nicht hinreichend umgesetzt und im Ubrigen

auch nicht umsetzbar sind.

Durch die Errichtung von Schallschutzmafénahmen nur bis Bahn-km 53,3
ergibt sich flir die Grundstiicke innerhalb des Bebauungsplangebiets von
1983 eine Ungleichbehandlung. Der Bereich der 3. Anderung (zukiinftig als
5. Anderung vorgesehen) wird dabei durch aktive Schallschutzmanahmen
(Schallschutzwand) deutlich bessergestellt als der Bereich der 4. Anderung,
deren Eigentiimer auf zusatzliche passive Schallschutzmafsnahmen verwie-

sen werden, die zusatzliche Kosten fiir die Grundstiickseigentimer bedin-

gen.
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Aus den Voruntersuchungen von 2011 ist eindeutig erkennbar, dass ein
wirksamer aktiver Schallschutz flir das Bebauungsplangebiet, auch und ge-
rade fiir das Gebiet der 4. Anderung, einen Ausbau der Schallschutzwand bis

mindestens Bahn-km 53,175 erforderlich macht.

. Das erstellte Gutachten zeigt eine hohe artenschutzrechtliche Wertigkeit
des Gebiets auf, insbesondere fiir die Vogelwelt sowie Kaferarten und Fle-

dermause.

Entgegen der Annahme im Gutachten sind im Rahmen einer Umsetzung der
Bebauungsplanung die Verbotstatbestande gemafs § 44 BNatSchG tangiert.
Die vorgeschlagenen CEF-Mafdnahmen sind in diesem Zusammenhang nicht

statthaft und ausreichend.

. Befremdlich ist, dass die Gemeinde jetzt eine Umweltpriifung fir das Ge-
samtgebiet durchgefiihrt, nachdem - ohne sachgerechte Untersuchung und
auf Basis eines unwirksamen Bebauungsplans 3. Anderung - ca. 2/3 des
~Marrbacher Oschle* bebaut wurden und damit wertvolle Natur und Umwelt
zerstort wurde. Dies umso mehr, als — auch durch entsprechende Hinweise
der Fachbehérden — von Anfang offenkundig war, dass ein Verfahren nach §
13a BauGB unzulassig ist. Offensichtlich sollten und wurden in der Vergan-
genheit Fakten geschaffen, um einen Konflikt mit Natur und Umweltbelan-
gen zu vermeiden, weil andernfalls — bei einer ordnungsgeméfien Umwelt-
priifung von Anfang an — sich herausgestellt hitte, dass eine Bebauung des

~Marrbacher Oschle“ nicht méglich ist.

Der Umweltbericht vom 19.10.2021 ist methodisch fehlerhaft, nachdem
dort als ,,Bestand” der Bebauungsplan »Marrbachdschle” aus dem Jahr
1983 (Abb. 16 des Umweltberichts) zugrunde gelegt wurde (vgl. Seite 29
des Umweltberichts). Dies fahrt zwangslaufig zu falschen Ergebnissen bei

der hierzu angestellten Oko-Punkte-Betrachtung; richtigerweise ist vom Ist-
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Zustand auszugehen, nachdem der Bebauungsplan jahrzehntelang keine

Umsetzung erfahren hat.

Der verbliebene und im vorgelegten Umweltbericht beschriebene alte
Streuobstbaumbestand auf Flst.-Nr. 2490, 2491 mit seiner hohen Bedeu-
tung fiir die Biodiversitat als Biotop und Kaltluftsammelflache umfasst eine
Flache von mehr als 1 500m? und ist damit ein Streuobstbestand im Sinne
des § 4 Absatz 7 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG), der
zu erhalten ist. Der vorgelegte Umweltbericht versucht in unzulassiger
Weise dessen Bedeutung und Wertigkeit zu minimieren, indem auf die Er-
schlieRung und die bereits erfolgte Bebauung des Bereichs der 3. Anderung
des Bebauungsplans Marrbacher Oschle (Marrbachéschle) und der durch
diese Inanspruchnahme nicht mehr vorhandenen Wechselwirkung und den
dadurch fehlenden Biotopverbund verweist. Dass dieser Eingriff rechtswid-
rig auf Grundlage des § 13a BauGB erfolgte, bleibt im vorgelegten Umwelt-
bericht unerwahnt, wodurch dem Untersuchungsgebiet durch die Eingriffe
umliegend eine geringe Bedeutung fur den Biotopverbund attestiert wird.
Diese Einstufung ist somit Folge des rechtswidrig geschaffenen Zustands
(Bebauung), aufgrund dessen die im Umweltbericht gewahlte Betrachtungs-
weise als sachlich falsch eingestuft und damit geriigt werden muss. Ferner
ist die Einschiatzung des LRA Go&ppingen/Umweltschutzamt vom
20.09.2021 in Bezug auf den Streuobstbestand unbehelflich, da der 1983
zur Satzung beschlossene Bebauungsplan keine Umwandlung des Streu-
obstbestands im Sinne des § 33a NatSchG darstellt. Durch die Anderung des
Bebauungsplans ist vielmehr der Istzustand des Gebiets (vorhandene
Streuobstwiese) mafigebend; auch nachdem der Bebauungsplan 1983 jahr-

zehntelang keine Umsetzung erfahren hat.

. Dachaufbauten sollen erst ab einer Dachneigung von 30° zuldssig sein.
Dadurch wird die bauliche Nutzbarkeit der Bestandsgebaude (mit geringerer

Dachneigung) eingeschrankt, was sich im Zuge einer beantragten
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Baugenehmigung zur Erstellung von Dachgauben am Geb&ude Donzdorfer
Strafde 32 zeigte. Hier wurde auf die stadtebauliche Zielsetzung und die Ein-
haltung der Mindestdachneigung von 30° verwiesen und deshalb keine Be-
freiung von den Festsetzungen fiir dieses Bauvorhaben erteilt. Um Be-
standsgebauden auch mit geringerer Dachneigung die Méglichkeit zu eréff-
nen, Dachgauben einzubauen und damit den Dachraum zukdinftig z.B. als
Wohnraum nutzen zu kdnnen, wird beantragt, entsprechend Regelungen

vorzusehen bzw. die 6rtlichen Bauvorschriften entsprechend anzupassen.
Fir Riickfragen stehen wir gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen Griifsen

Seite
12/12



	Umweltbezogenen_Stellungnahmen-fruehzeitige_Beteiligung-gesamt-2021-07-22_geschwärzt.pdf (p.1-20)
	Umweltbezogenen_Stellungnahmen-Beteiligung-gesamt-2021-07-22_geschwärzt.pdf (p.21-37)
	Deckblatt-2026-07-15.pdf (p.38-40)
	Umweltbezogene_Stellungnahmen-ergaenzendes_Verfahren-gesamt-2022-11-23_geschwaerzt.pdf (p.41-57)
	umweltbezogene_Stellungnahmen-ergaenzendes_Verfahren_2-gesamt-2026-07-16-geschwaerzt.pdf (p.58-74)
	09_01_23_mquadrat_geschwärzt.pdf (p.1-5)
	SKM_C45823011116120_geschwärzt.pdf (p.6-17)


